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V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
 

aufgenommen bei der 
 
 

am Donnerstag, dem 13. Dezember 2018, ab 18:30 Uhr 
 

im Sitzungssaale des Rathauses abgehaltenen 
 
 
 

19. Öffentlichen Sitzung 
 

des 
 

G e m e i n d e r a t e s 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anwesende: 
 
A) Bürgermeister:  Albert Ortig, als Vorsitzender 
 

B) Die Mitglieder des Stadtrates 

Vizebürgermeisterin Gabriele Luschner 

Vizebürgermeister Thomas Dim 

Stadtrat Dr. Thomas Brückl 

Stadträtin Mag.a Dr.in Claudia Schoßleitner 

Stadträtin Angelika Podgorschek 

Stadtrat Peter Stummer 

Stadtrat Ing. Michael Kirchmayr 

Stadtrat Mag. Lukas Oberwagner, BEd 
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C) Die Mitglieder des Gemeinderates:  
 
Michael Großbötzl 
Barbara Koller 
Josef Heißbauer 
Elisabeth Poringer 
Josef Fuchs 
Eva Heißbauer 
Bettina Waitz 
Mag. Josef Wimmer 
Heimo Katzlberger 
Christian Bangerl 
Nina Kirchtag 
Klaus Sattel 
LR KR Elmar Podgorschek 
Georg Seidenbusch 
Eveline Großbötzl 
Sabine Steffan 
Rudolf Holzinger 
Ulrike Reiter 
Sabine Straßl 
Ali Güvenç 
Ingrid Oberwagner, MEd 
Sabine Haury 
Günter Kitzmüller 
 
 
Entschuldigt fehlen:  Anwesende Ersatzmitglieder: 
   GR Mag. Christian Ortig    Maria Perndorfer 
   GR Andreas Wiesbauer    Mag. (FH) Bernhard Zwielehner 
   GR Peter Straßer    Ing. Wolfgang Schönleitner 
   GR Mag. Ernst Reiter    MMag. Martin Reiter 
   GR Alessandro Gallo    Mag.a Barbara Lenglachner 

 

 

Der Stadtamtsdirektor: 
Ing. MMag. Peter Eckkrammer 

 

Die Schriftführerin: 

Sabine Haury 

 
Der Gemeinderat zählt 37 Mitglieder. Hiervon sind einschließlich der Ersatzmitglieder 37 
anwesend. Er ist daher gemäß § 50 der OÖ. GemO 1990 beschlussfähig. 
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Ich eröffne die 19. öffentliche Sitzung des Gemeinderates und begrüße die Frau Vizebürger-
meisterin und den Herrn Vizebürgermeister, die Damen und Herren Stadträte sowie die Da-
men und Herren Gemeinderäte recht herzlich. Ich begrüße die Riederinnen und Rieder, die 
sich die Zeit nehmen, der heutigen Gemeinderatssitzung zuzuhören, und die Vertreter der 
Presse. 
 
Der Termin der Sitzung wurde am 19.10.2017 gemäß den Bestimmungen der Oö. Gemeinde-
ordnung 1990 festgesetzt. Die Tagesordnung wurde allen Gemeinderatsmitgliedern innerhalb 
der 7-Tage-Frist gemäß § 45 Abs. 3 der Oö. GemO 1990 idgF zugestellt. Die Abhaltung der 
Sitzung war überdies durch Anschlag an der öffentlichen Gemeindeamtstafel kundgemacht. 
 
Das Protokoll über die Sitzung des Gemeinderates vom 18. Oktober 2018 wurde bereits zuge-
stellt und liegt auch während der heutigen Sitzung auf. Wenn keine Einwendungen erhoben 
werden, gilt dieses als genehmigt. 
 
 
Es sind an der heutigen Sitzung einige Mitglieder des Gemeinderates verhindert, wofür fol-
gende Ersatzmitglieder eingeladen wurden, die ich hiermit begrüßen darf: 
 
Von der ÖVP: 
Mag. (FH) Bernhard Zwielehner für Andreas Wiesbauer 
Maria Perndorfer für Mag. Christian Ortig 
Ing. Wolfgang Schönleitner für Peter Straßer 
 
Von der FPÖ: 
MMag. Martin Reiter für Mag. Ernst Reiter 
 
Von den GRÜNEN: 
Mag.a Barbara Lenglachner für Alessandro Gallo 
 
 
Damit ist die Beschlussfähigkeit gegeben.  
 
 
Gemäß § 46 Abs. 3 bringe ich den Inhalt der vorliegenden Dringlichkeitsanträge zur Kenntnis 
und es ist sodann über die Aufnahme in die Tagesordnung abzustimmen: 
 
Genehmigung Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4/119 und Bebauungsplanänderung 
Nr. 2/241 – Fußweg Finkenweg, Parz. 1048/1 
Die Stellungnahme des Amtes der Oö. Landesregierung ist erst nach Aussendung der Tages-
ordnung eingelangt. 
 
Antrag: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, 
die mit der dringlichen Behandlung des Tages- 
ordnungspunktes „Genehmigung Flächenwid- 
mungsplanänderung Nr. 4/119 und Bebauungs- 
planänderung Nr. 2/241 – Fußweg Finkenweg, 
Parz. 1048/1“ einverstanden sind, wollen zum 
Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 
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Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 
 
Genehmigung Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4/121 – Hofer, Goethestraße 
Die Stellungnahme des Amtes der Oö. Landesregierung ist erst nach Aussendung der Tages-
ordnung eingelangt. 
 
Antrag: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, 
die mit der dringlichen Behandlung des Tages- 
ordnungspunktes „Genehmigung Flächenwid- 
mungsplanänderung Nr. 4/121 – Hofer, Goethe- 
straße“ einverstanden sind, wollen zum 
Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 
 
Subvention RIKI Rieder Kinder & Jugend Schutz Haus 
Weil mitgeteilt wurde, dass eine gemeinsame Lösung mit einer anderen Kinderschutzeinrich-
tung nicht möglich ist und die Subvention heuer noch ausbezahlt werden muss.  
 
Antrag: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, 
die mit der dringlichen Behandlung des Tages- 
ordnungspunktes „Subvention RIKI Rieder Kinder & 
Jugend Schutz Haus“ einverstanden sind, wollen zum 
Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 
 
 
 
Folgende Punkte werden von der Tagesordnung abgesetzt: 
 
12.1 Internat der Stadt Ried (Heimbauverein) - Vertragsangelegenheiten 
Begründung:  Aufgrund von Gesprächen im Vorfeld mit dem Heimbauverein besteht kein 
unmittelbarer Handlungsbedarf. Vor Beschlussfassung im Gemeinderat sind noch einige Pa-
rameter zu klären.   
 
 
 
 
Die Tagesordnung enthält  16 Punkte. 
Wir kommen somit zum Punkt 1. der Tagesordnung, „Nachwahlen“. 
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1. Nachwahlen 

1.1 Nachwahl Gemeinderatsfraktion der FPÖ 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Herr GRE Walter Krausmann wurde in der Sitzung des Gemeinderates vom 18.10.2018 
als Mitglied in den Sportausschuss aufgrund des Mandatsverzicht von Herrn Mag. Ma-
thias Mandl nachgewählt. Herr Krausmann war im Sportausschuss vorher Ersatzmitglied.  
Von der Gemeinderatsfraktion der FPÖ liegt der Wahlvorschlag lautend auf GRE 
Thomas Katzlberger als Ersatzmitglied in den Sportausschuss vor.  
 
 
Gemäß § 33 iVm § 26 Abs. 3 und § 33a Abs.2 der Oö. GemO 1990 idgF herrscht Frakti-
onswahl. Gemäß § 52 gilt grundsätzlich geheime Abstimmung, wenn nicht der Gemein-
derat einstimmig etwas anderes beschließt. Zur Beschleunigung des Verfahrens war es 
nun bisher üblich, bei den Fraktionsabstimmungen zu bleiben, aber offen abzustimmen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 
 

 

A n t r a g  1: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates,  
die damit einverstanden sind, dass die Wahl in offener  
Fraktionswahl durchgeführt wird, wollen zum Zeichen  
der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
        stimmige Annahme des Antrages. 

 

A n t r a g  2: 
Diejenigen Damen und Herren der Gemeinderatsfraktion der 
FPÖ, die mit der Nachwahl von GRE Thomas Katzlberger  
– wie vom Berichterstatter vorgetragen  – einverstanden sind,  
wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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1. Nachwahlen 

1.2 Nachwahl Gemeinderatsfraktion der ÖVP 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Herr Christoph Regl hat aufgrund seines Wohnsitzwechsels auf sein Mandat als Ersatz-
mitglied der Gemeinderatsfraktion der ÖVP verzichtet. Er war Ersatzmitglied im Aus-
schuss für Bau-, Planungs- und Bauhofangelegenheiten.  
Der Wahlvorschlag der Gemeinderatsfraktion der ÖVP lautet auf GR Michael Großbötzl. 
 
Weiters hat Frau Vizebürgermeisterin Gabriele Luschner auf ihr Mandat als Vertreterin 
im WEV Innviertel verzichtet.  
Von der Gemeinderatsfraktion der ÖVP liegt der Wahlvorschlag lautend auf Stadtrat Dr. 
Thomas Brückl als Vertreter vor.   
 
 
Gemäß § 33 iVm § 26 Abs. 3 und § 33a Abs.2 der Oö. GemO 1990 idgF herrscht Frakti-
onswahl. Gemäß § 52 gilt grundsätzlich geheime Abstimmung, wenn nicht der Gemein-
derat einstimmig etwas anderes beschließt. Zur Beschleunigung des Verfahrens war es 
nun bisher üblich, bei den Fraktionsabstimmungen zu bleiben, aber offen abzustimmen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 
 

 

A n t r a g  1: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates,  
die damit einverstanden sind, dass die Wahl in offener  
Fraktionswahl durchgeführt wird, wollen zum Zeichen  
der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
        stimmige Annahme des Antrages. 

 

A n t r a g  2: 
Diejenigen Damen und Herren der Gemeinderatsfraktion der 
ÖVP, die mit den Nachwahlen in den Bauausschuss und 
WEV Innviertel – wie vom Berichterstatter vorgetragen  – 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.1 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Einleitungen 
2.1.1 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderung Parz. 682 Brauereipark 
Beethovenstraße 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Frau Landesrätin Birgit Gerstorfer  stellte bei ihrem Besuch des Frauenhauses in Ried i. 
I. im Juli 2018 einen Ersatzbau für das desolate Gebäude in der Brucknerstraße in Aus-
sicht. 
Das Frauenhaus Innviertel mit Sitz in Ried ist für die Bezirke Ried, Braunau und Schär-
ding zuständig. Im Jahr 2017 wurden 25 Frauen und 34 Kinder betreut, das ergibt in 
Summe 1.461 Bewohnertage. 
Die Wohnmöglichkeit bietet gewaltbetroffenen Frauen und deren Kindern Schutz und Si-
cherheit. Darüber hinaus bieten alle Frauenhäuser in Oberösterreich auch ambulante Leis-
tungen an. In Ried fanden im vergangenen Jahr 233 telefonische Beratungen, persönliche 
Gespräche und Hilfeleistungen über das Internet statt. Zusätzlich haben ehemalige Be-
wohnerinnen des Frauenhauses 51 Mal das Angebot der Nachbetreuung wahrgenommen. 
Für die Neuerrichtung des Frauenhauses Innviertel wurde nun ein Grundstück gesucht. 
Die Brauerei Ried würde eine Parzelle aus dem Grundstück 682 zur Verfügung stellen. 
Dieses Grundstück befindet sich an der Westseite des Rieder Baches  und ist derzeit als 
Grünzug gewidmet. In rd. 40 m Entfernung beginnt im Süden das als Betriebsbaugebiet 
gewidmete Areal der Brauerei Ried. 
Für das Frauenhaus ist eine Widmung als Wohngebiet, Gemischtes Baugebiet od. Kern-
gebiet notwendig. Da im Westen und Norden an diese Grundstücksfläche die Widmung 
WR = Reines Wohngebiet anschließt, sollte für das Frauenhaus die Widmung W= 
Wohngebiet verordnet sein. 
 
Nach Rücksprache mit den Vertretern des Amtes der Oö. Landesregierung, Raumord-
nung, ist zwischen der Widmung Wohngebiet und der Widmung Betriebsbaugebiet ein 
Abstand von rd. 80 m erforderlich. In diesem Fall bedeutet dies, dass neben dem vorhan-
den  40 m breiten Grünzug noch  zusätzlich im Bereich der Widmung Betriebsbaugebiet 
bis zu einer Tiefe von 40 m eine Schutz- und Pufferzone verordnet werden muss.  
Im Bebauungsplan ist eine Straßenfluchtlinie mit 5 m Abstand zur  Straße vorzusehen. 
Vorgeschlagen werden als GFZ 0,4, als Geschoßanzahl 2 und die Bebauung als offene 
Bebauung. 
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat die 
Einleitung der Änderung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes wie vorgetragen 
zur Beschlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 
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A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Einleitung der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanän-
derung Parz. 682 – wie von der Berichterstatterin vorgetragen 
– einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung 
die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die mehr- 
stimmige Annahme des Antrages 

(1 Stimmenthaltung: GRin Sabine Haury, GRÜNE). 
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2. Grundangelegenheiten 

2.1 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Einleitungen 
2.1.2 Vorschläge Ergänzungen der Legende des Bebauungsplanes 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Dieser Tagesordnungspunkt wurde bereits im Bauausschuss vom 04.09.2018 behandelt 
und im Gemeinderat vom 18.10.2018 abgesetzt, mit dem Wunsch, darüber noch einmal 
im Bauausschuss zu diskutieren.  
 
Da derzeit ein Bauwerber für die Genehmigung einer Anzeige (gemäß § 25 Abs. 1 Z 8 
und 14 Oö. BauO) zur Errichtung einer Stützmauer mit Absturzsicherung oder/und einer 
Veränderung der Höhenlage einer Grundfläche mit einer Gesamthöhe von zB. 3 m einen 
Rechtsanspruch hat, wird vorgeschlagen, dass das Maximalmaß an den Grundgrenzen aus 
Stadtbildgründen und zum Schutz der Nachbarn geregelt wird. 
 
1. Stützmauern und Veränderung der Höhenlage von Grundflächen 
 
Vorschlag – Ergänzung Legende Bebauungsplan 
 
4.3) Stützmauern und Veränderung der Höhenlage von Grundflächen 
Innerhalb eines Abstandes von 3 m zur Bauplatz- oder Nachbargrundgrenze und 
auch im Bereich zwischen den Bauplatz- oder Nachbargrundgrenzen innerhalb den 
durch den Bebauungsplan festgelegten Abständen dürfen Stützmauern einschließ-
lich allfälliger Absturzsicherungen oder aufgesetzter Einfriedungen eine Höhe von 2 
m und Veränderungen der Höhenlage einer im Flächenwidmungsplan als Bauland 
ausgewiesenen Grundfläche von 1 m über dem Erdboden und zwar über dem je-
weils höher gelegenen natürlichen Gelände und gegenüber der fertiggestellten 
Oberkante der angrenzenden öffentlichen Straßen nicht überschreiten. 
 
 
 
2. Abstandsbestimmungen für Gebäude und Schutzdächer in sogenannten „Vorgärten“ 
 
Gemäß der Rechtsvorschrift des Oö.BauTG 2013 idgF. dürfen gemäß § 40 und 41 zwi-
schen der vorderen Baufluchtlinie und der Straßengrundgrenze ebenerdige Gebäude wie 
zB. Gerätehütte errichtet werden. In dem vorausgegangenen BauTG war dies nur für Ge-
bäude zum Abstellen von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern zulässig. Die Stadtgemeinde 
Ried hat im Bebauungsplan festgelegt, dass innerhalb eines Bereiches von 5 m gegen öf-
fentl. Verkehrsflächen keine Gebäude und Schutzdächer, ausgenommen Schutzdächer für 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge, Fahrräder oder Abfallbehälter errichtet werden dürfen. Es 
war also klar geregelt, dass bis zur Erlassung des BauTG 2013 keine Gebäude im soge-
nannten Vorgarten errichtet werden dürfen. Da sich die Rechtslage mit dem BauTG 2013 
geändert hat, wird vorgeschlagen, dass die Legende zur Vermeidung der Errichtung von 
Gebäuden im Vorgarten geändert wird.  
 
Vorschlag – Änderung Legende Bebauungsplan 
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Der dritte Satz des 4.2) Schutzdächer, Garagen und Garagentore soll entfallen („in-
nerhalb eines Bereiches von 5 m gegen öffentliche Verkehrsflächen dürfen keine 
Gebäude und Schutzdächer, ausgenommen Schutzdächer für Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge, Fahrräder oder Abfallbehälter errichtet werden“).  
Anstatt dessen soll ein eigener Punkt geschaffen werden. 
 
4.4) Oberirdische Gebäude und Schutzdächer 
Innerhalb des Bereiches zwischen vorderer Baufluchtlinie und Straßengrundgrenze 
dürfen keine Gebäude und Schutzdächer, ausgenommen Schutzdächer für Stell-
plätze, für Kraftfahrzeuge, Fahrräder oder Abfallbehälter errichtet werden.  
 
Somit wäre gewährleistet, dass im sogenannten Vorgarten auch zukünftig keine Garten-
gerätehütten, Garagen oder andere ebenerdige Gebäude sowie diesbezüglich Anbauten an 
das Hauptgebäude errichtet werden dürfen. 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 mehrstimmig dem Gemein-
derat die Änderung der Legende des Bebauungsplanes wie vorgetragen zur Beschlussfas-
sung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
den Ergänzungen der Legende des Bebauungsplanes – wie 
von der Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden sind, 
wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die mehr- 
stimmige Annahme des Antrages 

(2 Stimmenthaltungen: GRin Sabine Steffan, GR Rudolf Holzinger, SPÖ). 
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2. Grundangelegenheiten 

2.1 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Einleitungen 
2.1.3 Bebauungsplanänderung im Bereich der Parz. 381/2, Tankstelle Braunauer Straße, 
Orden vom Heiligsten Erlöser 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt im Bereich Tankstelle Braunauer Straße St. 
Anna auf der Parzelle 750 den Flächenwidmungsplan zu ändern.  
 
Der Änderungsbereich wird im Norden, Osten und Süden von Mischbaugebiet und im 
Westen von Geschäftsbaugebiet eingefasst. 
 
Zur Sicherung und Verbesserung einer funktionsfähigen Infrastruktur laut § 2 Ab. 6 des 
Oö ROG 1994 und um den bestehenden Geh- und Radweg einer Widmung zuzuführen 
wird auf einer Teilfläche der Parzelle 750 im Ausmaß von ca. 329 m² fließender Verkehr 
verordnet.  
 
Im Zuge der gegenständlichen Änderung wird der Bebauungsplan an die neue Straßen-
flucht angepasst. 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat die Einleitung der Änderung des Bebauungsplanes wie vorgetragen zur Beschlussfas-
sung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Einleitung der Bebauungsplanänderung Bereich Parz. 
381/2 – wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.1 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Einleitungen 
2.1.4 Bebauungsplanänderung im Bereich der Parz. 427/1, Braunauer Straße - Ansu-
chen Herr Ing. Arnold Macha 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Herr Ing. Macha beabsichtigt auf der Parz. 427/1 eine Lagerhalle zu errichten. Der Be-
bauungsplan sieht in der Mitte dieser Parzelle zwei Baufluchtlinien mit einem Abstand 
von ca. 7,9 m vor. Diese Baufluchtlinien trennen die beiden unterschiedlich vorgeschrie-
benen Bauweisen offene Bauweise „o“ und geschlossene Bauweise „g“.  
 
Es wird vorgeschlagen, die Baufluchtlinie herauszunehmen und die Straßenfluchtlinie zu 
schließen. Im Bereich des Grünzuges im Norden wird auch vorgeschlagen, die innere 
Baufluchtlinie zu schließen.  
Die Parz. 427/1 wird zur Gänze in der Fläche geschlossene Bebauung „g“ berücksichtigt.  
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat die Einleitung der Bebauungsplanänderung wie vorgetragen zur Beschlussfassung 
vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Einleitung der Bebauungsplanänderung Bereich Parz. 
427/1 – wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.1 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Einleitungen 
2.1.5 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderung inkl. ÖEK im Bereich B 141, 
Parz. 1712/3 – 1724/1 – Ansuchen Brauerei Ried 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Brauerei Ried ersucht mit Schreiben vom 09.11.2018 um Änderung des Flächen-
widmungs- und Bebauungsplanes sowie des Örtl. Entwicklungskonzeptes im Bereich der 
Parzellen 1712/3,1712/5, 1712/6, 1715/3, 1720/2, 1794/4, 1719/5, 1719/2 und 1719/1 um 
eine Verwertbarkeit der Grundstücke zu erreichen. 
 
Vom Architekturbüro Bauböck liegt folgender Befund zu dieser Änderung vor: 
 
Der gegenständliche Bereich wird aktuell von einer flächenintensiven Straßenkreuzung 
mit hohem Platzbedarf und einem sehr schmalen Baulandstreifen (M) gebildet. Dieser ist 
im Süden von einem Grünzug gefasst und läuft im Norden in größerer Breite bis zum Re-
netshamer Weg. Den östlichen Abschluss bildet ein breiter Grünzug entlang der B 141, 
im Westen befindet sich eine Erschließungsstraße für die es z.T. schon Flächenabtretun-
gen und Parzellierungen gegeben hat.  
 
Aus Sicht des Ortsplaners wird vorgeschlagen, nicht nur den Bereich des Widmungswer-
bers zu betrachten, sondern großflächiger, um somit auch die Parzellen 1724/1, 1728/1 
und 1731/1 in die Überlegungen mit einzubeziehen.  
 
Angestrebt wird eine Änderung des Kreuzungsbereiches, um die Flächen besser ausnüt-
zen zu können, sowie eine Reduzierung des Grünzuges entlang der B 141, wie bereits 
südlich des Widmungsbereiches erfolgt. Darüber hinaus soll auch der historisch bedingte 
und aktuell nicht mehr nachvollziehbare – da im Gemeindegebiet von Mehrnbach nicht 
mehr fortgeführte – Grünzug an der Südseite des Widmungsgebietes aufgelassen werden.  
 
Im Gegenzug dazu wird eine 5 m breite Schutz- und Pufferzone „Baumgürtel mit heimi-
scher Bepflanzung, Zufahrten zulässig“ im Westen entlang der M Widmung eingeführt, 
um die dahinterliegenden Wohngebiete zu schützen und eine Gliederung des Gebietes zu 
erreichen.  
 
Es werden 3 Baufelder in der Größe von 4.514 m², 1.297 m² und 9.809 m² generiert, die 
jeweils eine Bauflucht im Abstand von 5 m zum erschließenden Straßenraum vorsehen, 
wobei die Baufluchten der beiden östlichen Mischbaugebiete im Osten direkt an den 6 m 
breiten, die B 141 begleitenden Grünzug, anschließen. 
Zwischen den Baufeldern bzw. der bestehenden Bebauung wird eine Bauflucht von 3 m 
vorgeschlagen. 
Für alle 3 Baufelder wird die Widmung M gewählt. 
Die Gebäudehöhe II sowie die Bauweise o bleiben gleich, die Dichte von 0,4 wird über 
sämtliche Baufelder angewendet.  
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Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat die Einleitung der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderung wie vorgetragen 
zur Beschlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
 
Gemeinderätin Ingrid Oberwagner MEd erklärt, dass die GRÜNEN wegen der 
 Reduzierung des Grünzuges gegen diesen Antrag stimmen werden. Die Brauerei hat 
 beim Ankauf der Grundstücke vor etlichen Jahren um die Grünzug-Widmung gewusst. 
 Als Bodenbündnis-Gemeinde sollte die Stadt einen sorgsameren Umgang mit den we-
 nigen noch vorhandenen Grünflächen pflegen.  
 
Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner weist auf die geplante Schutz- und Pufferzone 
 „Baumgürtel mit heimischer Bepflanzung, Zufahrten zulässig“ als Ausgleichsmaß-
 nahme hin, räumt aber ein, dass es trotzdem zu einer Reduktion der Grünflächen 
 kommen wird. 
 
 
Da keine weitere Wortmeldung erfolgt, stellt der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Or-
tig, folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Einleitung der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanän-
derung inkl. ÖEK im Bereich B 141 – wie von der Berichter-
statterin vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zei-
chen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die mehr- 
stimmige Annahme des Antrages 

(4 Gegenstimmen: GRÜNE). 
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2. Grundangelegenheiten 

2.2 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Genehmigungen 
2.2.1 Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4/118 inkl. ÖEK 1/18 und Bebauungsplanän-
derung Nr. 2/239 – Brauerei Ried, Grethgasse - Mühlbachgasse 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Dieser Tagesordnungspunkt wurde bereits im Bauausschuss am 25.09.2018 behandelt.  
 
Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt im Bereich Grethgasse/Mühlbachgasse den Be-
bauungsplan zu ändern.  
 
Um eine Verdichtung zu erreichen und die Standortsicherheit der bestehenden Brauerei 
durch die Erweiterung des Betriebsbaugebietes zu sichern, wird im Bereich der Parzellen 
700/3, 700/2 und 787/1 der Bebauungsplan angepasst. 
Die Gebäudehöhe (III+D), Dichte (3,6) und Bauweise (g) bleiben rechtsgültig, es wird 
lediglich die gekuppelte Bauweise an der Nordseite des Änderungsbereiches aufgelassen. 
Die Baufluchtlinien werden an die neuen Widmungsgrenzen angepasst und die Trennli-
nien neu gezogen: 
Die Baufluchtlinie wird am nördlichen Ende der Parzelle 159 an die Trennlinie ange-
schlossen, im Osten verläuft sie außerhalb der HQ 100 Linie im Bereich der Ufermauer. 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. 
 
Nach Diskussion im Bauausschuss hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
05.07.2018 die Einleitung der Bebauungsplanänderung beschlossen. 
 
Die diesbezüglichen Verständigungen der im Raumordnungsgesetz vorgesehenen Ämter, 
Behörden und Interessensvertretungen, mit der Aufforderung zur Stellungnahme, ist am 
31.07.2018 erfolgt. Weiters wurden auch die Eigentümer jener Grundstücke, an deren 
Bebaubarkeit sich Änderungen ergeben haben, am 31.07.2018 verständigt. 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endete mit 31.08.2018 bzw. 25.09.2018.  
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
Energie Ried – Kein Einwand 
Land Oberösterreich, UA. Örtliche Raumordnung: 
„In Berücksichtigung der Aussagen der ergänzend eingeholten fachlichen Stellungnah-
men wird mitgeteilt, dass ggst. Planung derzeit nicht positiv beurteilt werden kann.“ 
 
Im Gemeinderat vom 18.10.2018 wurde dieser Tagesordnungspunkt abgesetzt, da die 
Stellungnahmen des Amtes der Oö. Landesregierung einer weitergehenden Erörterung 
mit dem Antragsteller bedürfen. 
 
Nach Rücksprache mit dem Amt der Oö. Landesregierung wurde vom Architekturbüro 
die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderung wie folgt überarbeitet: 
 
Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt im Bereich der Parzelle 700/3, 700/2 und 787/1 
den Flächenwidmungsplan zu ändern.  
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Der Änderungsbereich wird im Norden vom bestehenden Brauereigelände (B), im Osten 
von öffentlichen Gut bzw. Gewässer und im Westen von Mischbaugebiet eingefasst. 
 
Um für eine geordnete Verdichtung zu sorgen und die Standortsicherheit der bestehenden 
Brauerei zu gewährleisten, wird im betroffenen Bereich ein Betriebsbaugebiet im Aus-
maß von ca. 1.079 m² laut § 22 Abs. 6 Oö. ROG 1994 verordnet.  
 
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der benachbarten Baugebiete (M & K) sowie 
zur Erreichung einer funktionellen Gliederung laut Oö. ROG 1994 § 22 Abs. 2 wird über 
den gesamten Widmungsbereich eine Schutz- und Pufferzone mit dem Index 2 „Maß-
nahmen unter Einhaltung der in der Oö. Grenzwertverordnung festgelegten Grenzwerte 
(Lärm und Schadstoffe) an der Widmungsgrenze“ festgelegt. 
 
Im Zuge der gegenständlichen Änderung erfolgt eine Anpassung des örtlichen Entwick-
lungskonzeptes. 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat ergänzend zur Stellungnahme des Amtes der Oö. Landesregierung die Ergänzung der 
Widmung „B“ Betriebsbaugebiet für die Parz. 700/3, 700/2 und 787/1 mit einer Schutz- 
und Pufferzone mit dem Index 2 „Maßnahmen unter Einhaltung der in der Oö. Grenz-
wertverordnung festgelegten Grenzwerte (Lärm und Schadstoffe) an der Widmungsgren-
ze“ zur Beschlussfassung vor. 
 
Diesem Beschluss folgt der Stadtrat in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 
4/118 inkl. ÖEK 1/18 und Bebauungsplanänderung Nr. 2/239 
und der Ergänzung der Widmung „B“ Betriebsbaugebiet für 
die Parz. 700/3, 700/2 und 787/1 mit einer Schutz- und Puf-
ferzone mit dem Index 2 „Maßnahmen unter Einhaltung der 
in der Oö. Grenzwertverordnung festgelegten Grenzwerte 
(Lärm und Schadstoffe) an der Widmungsgrenze – wie von 
der Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden sind, wol-
len zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.2 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Genehmigungen 
2.2.2 Bebauungsplanänderung Nr. 2/238 – Legende Parkplätze und Garagen 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt eine Textänderung der Legende des Bebau-
ungsplanes. 
 
Die Anzahl der laut § 15 Oö. BauTV 2013 Abs. (2) Punkt 1. zu errichtenden Park-plätze 
wird ab 2 Wohneinheiten auf 1,5 Stellplätze erhöht, wobei festgelegt wird, dass die mit 
diesem Faktor errechnete Gesamtparkplatzzahl aufzurunden ist. 
 
Von der Erhöhung des Stellplatzschlüssels gänzlich ausgenommen bleibt „geschlossen 
bebautes Gebiet“ laut OÖ BauTG 2013 §2 Punkt 13. 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes.  
 
Nach Diskussion im Bauausschuss hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
05.07.2018 die Einleitung der Bebauungsplanänderung beschlossen. 
 
Die diesbezügliche Verständigung der im Raumordnungsgesetz vorgesehenen Ämter, 
Behörden und Interessensvertretungen, mit der Aufforderung zur Stellungnahme, ist am 
31.07.2018 erfolgt. Weiters wurde auch ein Aushang an der Amtstafel vorgenommen. 
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endete mit 31.08.2018 bzw. 25.09.2018.  
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
Energie Ried – Kein Einwand 
Land Oberösterreich, UA. Örtliche Raumordnung – Kein Einwand 
 
Im Gemeinderat vom 18.10.2018 wurde dieser Tagesordnungspunkt zur nochmaligen Be-
ratung im Bauausschuss zurückgestellt.  
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 mehrstimmig dem Gemein-
derat die Genehmigung der Änderung des Bebauungsplanes zur Beschlussfassung vor. 
Eine ökologische Parkplatzgestaltung soll im nächsten Bauausschuss behandelt werden.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
 
Gemeinderätin Ingrid Oberwagner MEd bedankt sich, dass über die Bedenken und 
 Argumente der GRÜNEN im Bauausschuss noch einmal beraten worden ist. Dass man 
 dennoch auf der Erhöhung der Stellplätze von 1,5 pro Wohneinheit beharrt, obwohl 
 die Oö. Bauordnung nur einen vorsieht, sei bedauerlich. Schon jetzt werden für Park-
 plätze mehr Flächen versiegelt als für Gebäude. Diese verantwortungslose Ver-
 schwendung wertvoller Bodenressourcen wird mit der Vorschreibung von noch mehr 
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Stellplätzen fortgesetzt und gesteigert. Als Bodenbündnisgemeinde müsse man ange-
sichts der  schwindenden letzten Bodenreserven und der Klimakrise mit Starkregenereig-
nissen unbedingt gegensteuern. Anstelle versiegelter Flächen, die die anfallenden Gewäs-
ser nicht aufnehmen können, sollten Schotterflächen oder andere Systeme zum Einsatz 
kommen. Sie sei froh, dass der Bauausschuss ökologische Aspekte in der Parkplatzge-
staltung berücksichtigen wird. 
 
 
Da keine weitere Wortmeldung erfolgt, stellt der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Or-
tig, folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Genehmigung der Bebauungsplanänderung Nr. 2/238 – 
wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden 
sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die mehr- 
stimmige Annahme des Antrages 

(4 Gegenstimmen: GRÜNE). 
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2. Grundangelegenheiten 

2.2 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Genehmigungen 
2.2.3 Bebauungsplanänderung Nr. 2/240 – Wintersteiger AG 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt im Einmündungsbereich der Johann-Michael-
Dimmel-Straße in die Kasernstraße auf Parzelle 618/60 den Bebauungsplan zu ändern.  
 
Um die Standortsicherheit der bestehenden Firma Wintersteiger zu sichern und deren Er-
weiterung auf dem Grundstück 618/6 zu ermöglichen, wird die Lage der Überbauung 
(Verbin-dung der beiden Grundstücke 618/6 und 618/40) des öffentlichen Gutes in die 
Grundstücks-mitte der Parz. 618/6 versetzt.  
Für dieses Grundstück wird entlang der Johann-Michael-Dimmel-Straße sowie der Ka-
sernstraße die Traufenhöhe mit 15 m festgelegt. 
Die Baumassenzahl wird von 5,0 auf 6,0 erhöht und ersetzt die rechtsgültige Geschoßan-
zahl (III), sowie die Geschoßflächenzahl und Geschoßhöhe. Die Bauweise Gruppenbau-
weise (gr) bleibt. Die nördliche Baufluchtlinie wird an die Flucht des gesamten Blocks 
angeglichen. Die Trennlinie der Nutzungsschablone wird an die südliche Grundstücks-
grenze der Parzelle 618/6 gelegt. 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. 
 
Nach Diskussion im Bauausschuss hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
18.10.2018 die Einleitung der Bebauungsplanänderung beschlossen. 
 
Die diesbezüglichen Verständigungen der im Raumordnungsgesetz vorgesehenen Ämter, 
Behörden und Interessensvertretungen, mit der Aufforderung zur Stellungnahme, ist am 
31.10.2018 erfolgt. Weiters wurden auch die Eigentümer jener Grundstücke, an deren 
Bebau-barkeit sich Änderungen ergeben haben, am 31.10.2018 verständigt. 
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endete mit 30.11.2018 (Anrainer) bzw. endet 
am 28.12.2018 (Behörden).  
 
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
Energie Ried – Kein Einwand 
Wirtschaftskammer Oberösterreich – Kein Einwand 
 
Land Oberösterreich, UA. Örtliche Raumordnung: 
„Zur o.a. Bebauungsplanänderung Nr. 2/240 wird gemäß § 33 (2) im Zusammenhang mit 
§ 36 (4) Oö. ROG 1994 folgende Stellungnahme abgegeben:“ 
 
Mit der vorliegenden Änderung ist beabsichtigt, im Bereich des Grundstückes Nr. 618/60, 
KG Ried i.I., die Lage der Überbauung (Verbindung der beiden Grundstücke Nr. 618/6 
und Nr. 618/40) des öffentlichen Gutes in die Grundstücksmitte der Parz. Nr. 618/6 zu 
versetzen.  
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Für dieses Grundstück wird entlang der Verkehrsflächen die Traufenhöhe mit 15 m fest-
gelegt. Die Baumassenzahl wird von 5,0 auf 6,0 erhöht und ersetzt die rechtsgültige Ge-
schoßanzahl (III), sowie die Geschoßflächenzahl und Geschoßhöhe. Die nördliche Bau-
fluchtlinie wird an die Flucht des gesamten Blocks angeglichen. Die Trennlinie der Nut-
zungsschablone wird an die südliche Grundstücksgrenze der Parzelle Nr. 618/6 gelegt. 
Sonstige Änderungen werden lt. Verständigung nicht vorgenommen.  
Die unten angeführten Anmerkungen bzw. Beurteilungen beruhen ausnahmslos auf den 
vorgelegten Unterlagen bzw. beziehen sich auf jene Bereiche, welche nachvollziehbar als 
Änderung erkennbar sind. 
 
Überörtliche Interessen im besonderen Maß werden dabei in der vorliegenden Form auf-
grund der Lage im Bereich eines Seveso-Betriebes berührt. Der Plan unterliegt daher 
gem. § 34 (1) Oö. ROG 1994 der Genehmigungspflicht durch die Aufsichtsbehörde. 
 
Seitens des Seveso-Beauftragten wird festgestellt, dass eine allfällige Genehmigung der 
gegenständlichen Änderung nur gemeinsam mit der Ersichtlichmachung des Seveso-
Betriebes, der Festlegung des angemessenen Sicherheitsabstandes und der Ausweisung 
von Schutz- und Pufferzonen möglich ist. Begründet ist dies im Hinblick auf die Vermei-
dung späterer Nutzungskonflikte aufgrund der angedachten Nutzungsintensivierung.  
 
Zudem wird aus ho. Sicht festgestellt, dass die Gebäudehöhe im Sinne des § 32 Abs. 1 
Oö. ROG 1994 unzureichend definiert ist. Dies trifft auch auf die festgelegte Traufenhöhe 
zu, zumal kein Bezugspunkt angegeben ist.  
Die Übereinstimmung mit den Festlegungen des verordneten Flächenwidmungsplanes ist 
ansonsten gegeben.“ 
 
Dazu wird vom Büro DI Bauböck wie folgt Stellung genommen: 
 
Das Verfahren zur Ersichtlichmachung des Seveso-Betriebes wird eingeleitet werden. 
 
Zur unzureichenden Definition der Gebäudehöhe wird angemerkt, dass im gesamten 
Stadtgebiet Ried im Innkreis die Traufenhöhe - sofern nicht anders angegeben – vom be-
stehenden Gelände aus gemessen wird. Die diesbezügliche Legende lautet Traufenhöhe 
„über bestehender, festgelegter Geländehöhe oder Vergleichsebene“. Eine detailliertere 
Definition war bis jetzt nicht nötig. 
 
Dem Gemeinderat wird die Genehmigung der Bebauungsplanänderung wie vorgetragen 
zur Beschlussfassung vorgeschlagen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Genehmigung der Bebauungsplanänderung Nr. 2/240 – 
wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden 
sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.2 Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderungen, Genehmigungen 
2.2.4 Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4/120 – Parz. 1154/72, Jacqueline Mayer, R.-
Wilflingseder-Straße 46 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt im Bereich der Parzelle 1154/72 den Flächen-
widmungsplan zu ändern.  
 
Der Änderungsbereich wird im Norden und Osten von Wohngebiet (W) umschlossen und 
grenzt im Westen und Süden an Reines Wohngebiet (WR). 
Die Erschließung erfolgt über die nördlich gelegene R.-Wilflingseder Straße, die in un-
mittelbarer Nähe in die Riedauer Straße mündet. 
Zur Ermöglichung einer Nutzung auch für Dienstleistung, nicht im überwiegenden Aus-
maß, wird auf dieser Parzelle anstelle der Widmung Reines Wohngebiet (RW) die Wid-
mung Wohngebiet (W) laut Oö ROG 1994 §22 Abs. 1 verordnet. 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. 
 
Nach Diskussion im Bauausschuss hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
18.10.2018 die Einleitung der Bebauungsplanänderung beschlossen. 
 
Die diesbezüglichen Verständigungen der im Raumordnungsgesetz vorgesehenen Ämter, 
Behörden und Interessensvertretungen, mit der Aufforderung zur Stellungnahme, ist am 
31.10.2018 erfolgt. Weiters wurden auch die Eigentümer jener Grundstücke, an deren 
Bebau-barkeit sich Änderungen ergeben haben, am 31.10.2018 verständigt. 
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endete mit 30.11.2018 (Anrainer) bzw. endet 
am 28.12.2018 (Behörden).  
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
Energie Ried – Kein Einwand 
Wirtschaftskammer Oberösterreich – Kein Einwand 
Land Oberösterreich, UA. Örtliche Raumordnung – Kein Einwand  
 
Dem Gemeinderat wird die Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung wie vorge-
tragen zur Beschlussfassung vorgeschlagen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 
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4/120 – wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.3 Bebauungsplanänderung Nr. 2/237 – Schönauerweg - Ablehnung 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt auf der nördlichen Seite des Schönauerweges 
entlang des Karl-Rausch-Wegs den Bebauungsplan zu ändern.  
 
Um eine abgestimmte Bebauung in der vorhandenen Hanglage zu ermöglichen, wird im 
Bereich der Parzellen .727, 1088/2, .1717, 1088/1, 1093/38, .1637, 1093/1 und .1636 die 
Geschoßflächenzahl von 0,4 auf 0,5 erhöht. 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. 
 
Nach Diskussion im Bauausschuss hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
29.03.2018 die Einleitung der Bebauungsplanänderung beschlossen. 
 
Die diesbezüglichen Verständigungen der im Raumordnungsgesetz vorgesehenen Ämter, 
Behörden und Interessensvertretungen, mit der Aufforderung zur Stellungnahme, ist am 
18.05.2018 erfolgt. Weiters wurden auch die Eigentümer jener Grundstücke, an deren 
Bebaubarkeit sich Änderungen ergeben haben, am 18.05.2018 verständigt. 
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endete mit 22.06.2018 bzw. 20.07.2018.  
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
Energie Ried – Kein Einwand 
Wirtschaftskammer Oberösterreich – Kein Einwand 
Land Oberösterreich, UA. Örtliche Raumordnung – Kein Einwand 
 
W. E., Karl-Rausch-Weg 12 a: 
„Aufgrund der zugesandten Unterlagen betreffend die Bebauungsplanänderung kann ich 
kein Örtliches Entwicklungskonzept erkennen. Die Änderung der Geschoßflächenzahl be-
trifft vier Parzellen und wirkt sich auch auf andere Grundstückseigentümer aus, was 
nicht nachvollziehbar ist.“ 
 
C. S. und E. S., Schönauerweg 21: 
„Wie beim Termin am 18. Juni 2018 persönlich dargelegt, ist die beabsichtigte Änderung 
des Bebauungsplanes (Mappenblatt Nr. 2/237, Schönauerweg/Karl-Rausch-Weg) für uns 
sowohl sachlich als auch planerisch und rechtlich nicht nachvollziehbar. Wir widerspre-
chen daher fristgereicht der Änderung des Bebauungsplanes. Als direkte Anwohner der 
Parzellen .727, 1088/2, sowie .1717, 1088/1 sind wir unmittelbar von der geplanten Än-
derung betroffen. 
 
Laut Auskunft des Stadtbauamtes sind die aktuellen Ziele des Örtlichen Entwicklungskon-
zeptes (ÖEK) im Funktionsplan Stand 2005 geregelt. Aus den Zielen des ÖEK ergibt sich 
aber tatsächlich kein Bedarf für eine Änderung des Bebauungsplans. Es konnte uns auch 
nicht schlüssig erläutert werden, warum und in welcher Form diese geändert werden 
sollten. 
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Beim sogenannten „Hopfenberg“ handelt es sich im Wesentlichen und zur Gänze um ein 
Wohngebiet, das mit (zum Teil durchaus aufwändigen und exklusiven) Einfamilienhäu-
sern bebaut ist. Eine Bebauung mit Mehrparteienhäusern oder eine mehrgeschossige, 
dichte Bebauung ist somit nicht nur „systemfremd“, sondern entspricht auch nicht der 
gesamten Umgebung und somit dem Siedlungskonzept am Hopfenberg. Daher ist es nicht 
nachvollziehbar, warum nun – nur für einzelne Parzellen und ganz offensichtlich anlass- 
und einzelfallbezogen – eine Bebauungsplanänderung über die Geschoßflächenzahl vor-
genommen werden soll. Eine deutlich dichtere Bebauung bzw. eine größere Ausnutzbar-
keit des Bauplatzes – selbst nur hinsichtlich einzelner Grundstücke – hätte naturgemäß 
erhebliche Folgen in Bezug auf Verkehrsbewegungen und damit auch in Bezug auf Lärm- 
und Immissionsbelastung in unserer ganz klar als solches definierten „Einfamilienhaus-
Umgebung“. 
 
Die Genehmigung der Erhöhung der Geschoßflächenzahl erleichtert vielmehr einzelnen 
Investoren die Bebauung mit einem Mehrparteien-Wohnblock und führt damit automa-
tisch zur Verteuerung der Grundstückspreise in Ried, zumindest in der näheren Umge-
bung. 
 
Aus unserer Sicht können keine öffentlichen Interessen erkannt werden, die ein Abgehen 
vom bisherigen Siedlungskonzept am Hopfenberg (Einfamilienhäuser) rechtfertigen 
könnte. Die angestrebten bzw. angedachten Planänderungen würde vielmehr nur einen 
(einzelnen) bestimmten Bauwerber im Vergleich zu den Eigentümern von Nachbargrund-
stücken im Hinblick auf die dafür geltenden baurechtlichen Grundlagen begünstigen. 
 
Durch eine dichtere Bebauung (bei größerer Ausnutzung des Bauplatzes) selbst nur in 
diesem Einzelfall würden die Interessen aller umliegenden Anwohner beeinträchtigt wer-
den. Im (geschützten) Vertrauen auf die verbindliche Festlegung der Bebauung des Be-
reichs „Hopfenberg“ nur mit Einfamilien-Wohnhäusern durch die Gemeinde Ried haben 
viele, wenn nicht alle Anwohner den „Hopfenberg“ als (Einfamilienhaus-) Wohngegend 
gewählt.  
 
Daher fordern wir, die Entscheidung nochmal zu überprüfen und die Änderung am Be-
bauungsplan nicht vorzunehmen.“ 
 
Von den Bewohnern des Hopfenberges wurde mit folgendem Schreiben eine Unterschrif-
tenliste vorgelegt: 
„Anbei überreichen wir Ihnen eine Unterschriftenliste für den Erhalt des Wohngebietes 
„Hopfenberg“ als reine Einfamilienhaus-Siedlung und gegen etwaige Bebauungsplanän-
derungen, welche die Errichtung von noch größeren Mehrparteienhäusern am Hopfen-
berg fördern. 
 
Anlass für die Unterschriftenaktion ist die beabsichtigen Änderung des Bebauungsplanes 
(Mappenblatt Nr. 2/237, Schönauerweg/Karl-Rausch-Weg), mit der über eine – für uns 
nicht nachvollziehbare – Erhöhung der Geschoßflächenzahl der Bau eines Mehrpartei-
enwohnblocks ermöglicht werden soll.  
 
Wir, die Unterzeichner der Unterschriftenliste, sprechen uns als Anwohner klar gegen 
die Zerstörung der bestehenden Struktur als „Einfamilienhaus-Umgebung“ und der da-
mit verbundenen Verschlechterung der Lebensqualität aus! Die Bewohner des Hopfen-
berges haben sich ganz bewusst für und im Vertrauen auf die Besonderheit und Qualität 
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des Siedlungsgebietes entschieden, welches unter anderem auch das Erscheinungsbild 
der Stadt Ried mit prägt, und möchten, dass die diese Qualität auch in Zukunft erhalten 
bleibt. 
 
Die Genehmigung der Erhöhung der Geschoßflächenzahl hingegen erleichtert vielmehr 
einzelnen Investoren die Bebauung mit einem Mehrparteien-Wohnblock führt damit au-
tomatisch zur Verteuerung der Grundstückspreise in Ried, zumindest in der näheren Um-
gebung. 
 
Aus unserer Sicht können keine öffentlichen Interessen erkannt werden, die ein Abgehen 
vom bisherigen Siedlungskonzept am Hopfenberg (Einfamilienhäuser) rechtfertigen 
könnte.  
 
Daher fordern wir, die Entscheidung nochmal zu überprüfen und die Änderung des Be-
bauungsplanes nicht vorzunehmen.“ 
 
Im Gemeinderat am 05.07.2018 wurde dieser Punkt abgesetzt.  
 
Die Anrainer, die eine Stellungnahme abgegeben haben, wurden darüber informiert, dass 
dieser Tagesordnungspunkt im Gemeinderat am 05.07.2018 abgesetzt wurde und das 
Verfahren einer vertieften Prüfung unterzogen wird.  
 
Wie berichtet, haben Nachbarn und Betroffene massive Einwände gegen die geplante 
Bebauungsplanänderung eingebracht. Diese Einwendungen sind nach vertiefter Prüfung 
berechtigt und nachvollziehbar. Es wird daher vorgeschlagen, den Einwendungen stattzu-
geben.  
 
Aus diesen Gründen wird dem Gemeinderat die Ablehnung dieses Antrages zur Bebau-
ungsplanänderung zur Beschlussfassung vorgeschlagen.  
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat die 
Ablehnung des Antrages auf Bebauungsplanänderung im Bereich Schönauerweg iS 
Amtsvortrag vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Ablehnung der Bebauungsplanänderung Nr. 2/237 – wie 
von der Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden sind, 
wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 
 

 



19. GR vom 13.12.2018  28 

 

2. Grundangelegenheiten 

2.4 Wiesenpachte 2019 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Aufstellung der Wiesenpachte 2019 
1.) Landwirtschaftliche Flächen 
 

Name und Andresse Parzellen - Nr., Ausmaß und Bedingungen 
Zweimüller Johann 
Hilprechting 2, 
4921 Hohenzell 

Parz. 421/1 und 468/1 Wiese in der KG Gonets-
reith; € 43,60 pro Joch und Jahr (3.761 m²) = € 
28,49 + MwSt. 

Diermayr Günter 
Aich 2, 
4941 Mehrnbach 

Parz. 1666 (4.824 m²) - Mandl - Wiese 
€ 218,00 pro ha und Jahr = € 109,00 +MwSt. 
Reduzierung auf € 40,-- + MwSt. (GR 26.2.04) 

Franz Angleitner 
Schnalla 3, 
4911 Tumeltsham 

Parzellen 2126/2, 2126/3, 2127/1, KG. Ried i.I., 
Ausmaß von 8.921 m² 
Pachtschilling € 120,42 inkl. MwSt. 

 
2.) Weitere Pachte 

   € 
Messe Ried GmbH (S 5.500,00 pro 
ha) 

1679/1 Parzel-
le  

5.625 
m² 

200,00 

Schrebergartenverein Ried Schrebergar-
ten 

 741,27 

 
Weitere Verpachtungen, ohne Vorschreibung 

Name und Andresse Parzellen - Nr., Ausmaß und Bedingungen 
Buchleitner Johann u. Inge-
burg 
Am Schweiklberg 1, 
4910 Ried im Innkreis 

Parz. 206/2 und 221/1 (18.500 m²) kostenlos, da-
für im Winter keine Düngung mit Naturdünger 
wegen Schiwiese 

Reisegger Johannes 
Pierethweg 1, 
4921 Hohenzell 

Parz. Nr. 648/2, KG. Rabenberg (2.500 m²) kos-
tenlos wegen Überschwemmungsgebiet und 
schlechtem Futter 

Mayringer Karl u. Gabriele 
Ponneredt 4, 
4912 Neuhofen im Innkreis 

Parz. Nr. 1565 und 1566/7 kostenlos wegen Über-
schwemmungsgebiet und schlechtem Futter 

 
Mostobstfechsungen; keine Pächter  

 Mostobstfechsung entlang der Rieder Zehner-
kasene; kostenlos gegen Betreuung der Bäume 

 Mostobstfechsung entlang des Aubaches 
Parz. Nr. 438, KG. Ried 
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Verpachtung öff. Gut 
€ 0,10 je m² und € 10,00 Verwaltungsgebühr zuzüglich MwSt. 
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 24. Oktober 2003 wurde ermöglicht: 

1. Eine Verpachtung soll für 1 Jahr, 5 Jahre oder 10 Jahre möglich sein. Die Verpachtung 
auf 5 bzw. 10 Jahre soll nur unter der Voraussetzung möglich sein, dass wenn der Grund 
während der Verpachtungszeit von der Stadtgemeinde benötigt wird, dieser von den Päch-
tern vorzeitig zurückgegeben wird.  

2. Die Verwaltungsgebühr soll mit € 10,00 je Vorschreibung festgesetzt werden, mit dem 
Hinweis, dass die Möglichkeit einer längerfristigen Verpachtung besteht. 

3. Das Pachtentgelt je m2 soll mit € 0,10 festgesetzt werden. 
 
Für die jährliche Vorschreibung haben sich entschieden: 

 Franz und Johanna Stadler, Langwiesen 13, 4910 Ried im Innkreis; Teil aus Parz. 519/8 
(Die Ehegatten Stadler haben mit Schreiben vom 6.11.2018 diese Teilfläche gekündigt!) 

 Team 7, 4910 Ried im Innkreis, Gst. 1229 im Ausmaß von 149 m² und Gst. 535/4 im 
Ausmaß von 88 m² 
 
2 Pächter (Frau Felix, Ehegatten Dallinger) haben sich für 5-jährige Vorschreibung ent-
schieden. 
 
Die weiteren 24 Pächter (Renate Bespaletz, Mag. Gottfried und Agnes Tischler, Franz 
Kolm, Peter Willinger, Helga Brandstätter, Union - Tennis – Club, Christa Muck, Auto-
haus Gerhard Priewasser, Andreas und Andrea Holzinger, Hubert Plemely, Georg und 
Waltraud Schrems, TOYOTA Innviertlel Ges.m.b.H., Christian Jodlbauer, Alois und 
Gabriel Leeb, Stiftung Freiheitliches Heim Schärdinger Tor 5 a, Erich Buttinger, Gott-
fried und Hermine Hörmanseder, Karl und Grazyna Kornpointner, Berta Wagner, 
Joachim und Beatrix Altweger, Erich und Hermine Wesentslintner, Herbert und Sabine 
Bertich, Ludwig Kirchsteiger, Otmar Hofstoetter) haben sich für 10-jährige Vorschrei-
bung entschieden. 
 
Im Jahr 2005 haben sich die Fa. EBG und die Kanzlei Dr. Puttinger, Vogl & Partner für 
die 10-jährige Vorschreibung entschieden. 
 
Die Firma Schöffl GmbH, Eberschwanger Straße 52, 4910 Ried nutzt 291 m² aus dem 
Gst. 1524, EZ 3110. Für das Jahr 2005 wurden dafür € 29,10 + Verwaltungsgebühr und 
10 % MwSt. vorgeschrieben. Dieser Betrag wurde von der Fa. Schöffl nicht bezahlt, mit 
der Begründung, dass die 291 m² von ihnen abgetreten wurden und bei der Benützung 
dieses Grundstückes nie eine Vereinbarung getroffen wurde, hiefür ein Pachtentgelt zu 
bezahlen. Mit Schreiben vom 10.3.2006 wurde der Fa. Schöffl mitgeteilt, dass eine neue 
Trassenverordnung der Umfahrung vom Amt der OÖ Landesregierung erfolgen wird. 
Sollte das von ihnen genutzte Grundstück nicht mehr betroffen sein, kommen die Best-
immungen der OÖ Bauordnung zum Tragen und das Grundstück wird rückübertragen. Im 
heurigen Jahr wurden der Fa. Schöffl die Gebühren für die Jahre 2007, 2008 und 2009 
vorgeschrieben, welche diese wieder nicht bezahlt hat, mit dem Hinweis, dass lt. Bgm. 
Ortig die Vorschreibung ausgebucht wird. 
Mit Beschluss des GR vom 15.12.11 wurde die Ausbuchung Schöffl beschlossen. 
 
Mit GR-Beschluss vom 23.10.2008 wurde die Überlassung eines Teiles der Parz. 1096/7 
im Ausmaß von 60 m² an Mag. Otmar und Johanna Kalchgruber, Am Sonnenhang 1, 
4910 Ried im Innkreis genehmigt. 
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Mit GR-Beschluss vom 3.6.2009 wurde die Überlassung des Grünstreifens entlang der 
Parzelle 1096/9 im Ausmaß von rund 50 m² an Günther Lutterschmidt genehmigt.  
Nachfolger: Norbert und Monika Ramminger 
 
Ebenfalls mit GR-Beschluss vom 3.6.2009 wurde die Überlassung eines Teiles der Par-
zelle 1012/1 an Frau Dankerl und Frau Niederreiter unter folgenden Auflagen geneh-
migt. 

 Freihaltung eines 5 m-Streifens zum Bachufer; dieser Bachgrundstreifen ist mit-
zupflegen (zumindest 2-malige Mahd im Jahr). 

 Außer Bänken und einem kleinen Zaun zur Straße dürfen keine baulichen Einrich-
tungen bzw. Möblierungen auf dem Grundstück geschaffen werden. 

 Die Verpachtung erfolgt zu den üblichen Pachtbedingungen mit jährlicher Kündi-
gungsmöglichkeit (Wiesenpacht). 

Frau Dankerl hat mit Schreiben vom 11.5.2018 aus gesundheitlichen Gründen den Pacht-
vertrag gekündigt.  
Mit GR-Beschluss vom 5.7.2018 wurde die Weiterverpachtung dieses Grundstückes 
wurde mit GR-Beschluss vom 21.6.2018 an die Interessenten Hamiyet und Ifan ADSIZ, 
Riedauer Straße 44/24/3, 4910 Ried i.I., zu den üblichen Pachtbedingungen genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 10.12.09 wurde die Überlassung eines Teilstückes aus der Parz. 
Nr. 1831 von rund 70 m² zum Preis von € 0,10/Jahr an die Ehegatten Knoblinger ge-
nehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 16.12.10 wurde die Überlassung eines Teilstückes aus Parz. 
1514/3 mit 17 m² zum Preis von € 0,10/Jahr an Frau Martina Niederwinkler genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 14. Oktober 2010 wurde die Überlassung eines Teilstückes aus 
Parz. 675/3 mit 288 m² zum Preis von € 0,10/Jahr an Frau Mag.a Ulrike Siebeneichler 
genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 20.10.11 wurde die Überlassung eines Teilstückes aus Parz. 
1429/2 mit 100 m2 zum Preis von € 0,10/Jahr an Herrn und Frau Michael und Daniela 
Tomandl genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 7.7.11 wurde die Überlassung eines Teilstückes aus Parz. 674/4 
mit 48 m2  zum Betrag von € 1,00/m2 an die Firma Hofer, Sattledt, genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 16.5.13 wurde die Anpachtung eines 2 m breiten Streifens südl. 
des Grundstückes 1294/12 mit 75 m2 zum Preis von € 0,10/m2/Jahr an Frau Karin Hölzl 
bzw.  Stefan Zogsberger genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 12.12.2013 wurde die Anpachtung einer 50 m2 großen Fläche im 
Bereich Kellergasse, bei Parz. 50/18, zum Preis von € 0,10 m2/Jahr an Herrn Karl 
Aichinger genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 3.7.2014 wurde die Anpachtung eines an das Grundstück 1550/9 
angrenzen Grünstreifens im Ausmaß von 100 m2 zum Preis von € 0,10 m2/Jahr an Mag. 
Johanna Simmer genehmigt. 
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Mit GR-Beschluss vom 21.3.2013 wurde die Anpachtung einer Teilfläche aus Grund-
stück 1124 mit 380 m2 mit einem jährlichen Pachtzins von € 1,00/m2 an die Wohnanlage 
Finkenweg GesmbH genehmigt. 
 
Mit GR-Beschluss vom 7.7.2016 wurde die Anpachtung des Grundstückes 969/10 mit 
271 m2 mit einem jährlichen Pachtzins von € 0,10/m2 an Herrn Thomas Gerstorfer, 
Schönauerweg 27, 4910 Ried i.I., genehmigt. Am 2. Februar 2017 teilte Hr. Gerstorfer 
mit, dass er das Grundstück nicht anpachten möchte. Eine Vorschreibung ist daher hinfäl-
lig. 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat die Wiesenpachte wie vorgetragen zur Beschlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
den Wiesenpachten 2019 – wie von der Berichterstatterin 
vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.5 Übertragung Parz. 618/1 in öffentl. Gut – Am Burgfried 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Der Straßenzug am Burgfried Parz. 618/1 befindet sich im Eigentum der Stadtgemeinde. 
Um die Grundbuchsordnung herzustellen wird vorgeschlagen, diese Parzelle in das öf-
fentliche Gut EZ 3110 zu übertragen. 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat die Übertragung der Parz. 618/1 von der EZ 19 in das öffentl. Gut EZ 3110 zur Be-
schlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Übertragung der Parz. 618/1 von der EZ 19 in das öffentl. 
Gut EZ 3110 – wie von der Berichterstatterin vorgetragen – 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.6 Erwerb öffentl. Gut Parz. 1124 – Dr. Alexandra Thebert und Familie Murauer 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Dieser Tagesordnungspunkt wurde am 25.09.2018 im Bauausschuss wie folgt behandelt: 
 
Am 12.04.2018 fand in den Büroräumlichkeiten von Rechtsanwalt Mag. Wimmer eine 
Besprechung bezüglich Rückgabe des öffentlichen Gutes Parz. 1124 statt. Das Ergebnis 
war, dass hinsichtlich Dienstbarkeit keine Einigung zwischen Fam. Thebert und Fam. 
Ullmann hergestellt werden konnte, da die Fam. Thebert nur eine personenbezogene 
Dienstbarkeit geben wollte, die für die Fam. Ullmann nicht akzeptabel ist.  
Bei einem Lokalaugenschein am 18.09.2018 wurde vorgeschlagen, dass bis zum Eingang 
Thebert der Straßenabschnitt im öffentl. Gut verbleibt und der Rest bis zum Finkenweg in 
das Eigentum Thebert und Murauer entgeltlich übertragen werden kann. 
 
Es wird vorgeschlagen, dass Rechtsanwalt Mag. Wimmer einen diesbezüglichen Vertrag 
und DI Wagneder einen entsprechenden Teilungsplan ausarbeiten. 
 
Im Bauausschuss am 25.09.2018 wurde beschlossen, dass der Straßenabschnitt bis zum 
Eingang Thebert im öffentl. Gut verbleiben und der Rest bis zum Finkenweg in das Ei-
gentum Thebert und Murauer entgeltlich übertragen werden soll.  
Rechtsanwalt Mag. Wimmer soll mit der Vertragserstellung und Herr DI Wagneder mit 
der Errichtung eines Teilungsplanes beauftragt werden.  
 
Diesem Beschluss ist der Stadtrat am 04.10.2018 einstimmig gefolgt. 
 
Die Aufträge wurden erteilt. Der neue Teilungsplan und die Verträge lagen noch nicht 
vor. Es wird die Vorbehandlung im kommenden Stadtrat am 04.12.2018 empfohlen. 
 
Der Bauausschuss nimmt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 den Bericht zur Kenntnis.  
 
Die Teilungspläne und Vertragsentwürfe liegen nun vor und werden dem Gemeinderat 
zur Beschlussfassung vorgeschlagen.  
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat die 
Verträge zur Beschlussfassung vor.   
 
Die Verträge werden von der Berichterstatterin vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht und 
liegen dem Protokoll bei.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 
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A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
den Kaufverträgen – wie von der Berichterstatterin vorgetra-
gen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustim-
mung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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2. Grundangelegenheiten 

2.7 Ankauf Liegenschaft Kirchenplatz 20 – KG St. Elisabeth 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Pfarre hat mitgeteilt, dass sie von der Diözese die Freigabe für den Verkauf der Lie-
genschaft Kirchenplatz 20 zum Verkehrswert (EUR 282.232,00) erhalten hat und sie um 
eine diesbezügliche Grundsatzkaufentscheidung bis März 2019 ersucht. Da der Kinder-
gartenbetrieb aus Kostengründen durch die Pfarre langfristig dort nicht sichergestellt 
werden kann, ist mittelfristig ein Alternativstandort durch die Gemeinde für die dort be-
treuten Kinder sicherzustellen. 
 
Grundsätzlich ist der Erhalt des Kindergartens im Stadtzentrum, auch aus Sicht der Bele-
bung der Innenstadt und dem Erhalt der innerstädtischen Wohnstrukturen, zweckmäßig. 
Zudem liegt der Kindergarten in der Nähe der Schulen in der Promenade, sodass auch 
hier Synergien bei der Beförderung der Kinder durch die Eltern gegeben sind. Aufgrund 
des baulichen Zustandes und des Sanierungsbedarfes ist ein Neubau erforderlich.  
Ein Nachteil ist, dass die Außenanlagen bei dem Grundstück von rund 800 m² derzeit nur 
bei etwa 560 m² liegen und das Land bei Neubauten von Kindergärten 500 m² Außenflä-
che als Richtwert vorgibt. Diese Flächen müssen allerdings nicht unmittelbar angrenzen, 
es gibt auch die Möglichkeit, im Nahbereich solche Außenflächen zu schaffen. Vorschlag 
wäre, diese Fläche im Bereich der Außenanlagen VS I/NMS II im Grünbereich zwischen 
Roseggerstraße und Promenade zu schaffen. Dieser Bereich wäre rasch und sicher über 
den Schutzweg zu erreichen und es könnte allfällig die Mitnutzung eines WCs in der 
Schule im Bedarfsfall geschaffen werden. Diese Fläche beträgt rund 850 m², sodass man 
zusammen eine verfügbare Außenfläche von rund 1.400 m² hätte, was für drei Kindergar-
tengruppen sicherlich ausreichend wäre. Aufgrund des Bevölkerungswachstums, insbe-
sondere im Bereich Haager Straße, Rabenberger Weg, wäre es erstrebenswert bei einem 
Neubau zugleich eine vierte Gruppe, vorbehaltlich der Genehmigung des Landes und 
Feststellung des Bedarfes, sinnvoll. Es wäre mit dem Land abzuklären, ob auch eine vier-
gruppige Einheit mit diesen Grünflächen abgedeckt werden kann.  
 
Die Oö. Bau- und Einrichtungsverordnung für Kinderbetreuungseinrichtungen 2017 sieht 
ab vier Gruppen einen zweiten Bewegungsraum bzw. einen multifunktionalen Raum vor, 
sofern nicht die Möglichkeit der Mitbenützung eines nahe gelegenen geeigneten Raums 
besteht, ab fünf Gruppen jedenfalls einen zweiten Bewegungsraum.  
Was den Standort auch interessant macht, ist, dass die Pfarre angeboten hat, das Pfarr-
heim als Übergangslösung für den Kindergartenbetrieb während der Errichtung des Neu-
baus zur Verfügung zu stellen. Dies bietet entsprechende Kosten- und abwicklungstech-
nische Vorteile.  
 
Alternativ bleibt natürlich immer die Errichtung eines viergruppigen Kindergartens auf 
einem anderen Grundstück, wobei derzeit nur kurzfristig verfügbar das bereits gewidmete 
Grundstück beim Kindergarten Roseggerstraße zur Verfügung steht.  
 
Aus Sicht des Amtes wäre es wichtig, einen Optionsvertrag für den Ankauf der Liegen-
schaft von der Pfarre abzuschließen, damit der Ankauf für diesen Zeitraum sichergestellt 
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ist und vor Ankauf das Projekt noch so weit entwickelt werden kann, dass die Umsetz-
barkeit gegeben ist. Dies betrifft 

1. die Abstimmung mit dem Land: Bedarfserhebung für 4. Gruppe und Frage 
der Außenanlagen und 

2. die Abhaltung eines Architektenwettbewerbs, um die Umsetzbarkeit auch 
baulich zu fixieren. 

 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat vor, 
die Liegenschaft Kirchenplatz 20 im Grundsatz zum Verkehrswert (EUR 282.232,00) an-
zukaufen und einen Optionsvertrag für den Ankauf mit der Pfarre abzuschließen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
dem Ankauf der Liegenschaft Kirchenplatz 20 im Grundsatz 
zum Verkehrswert (EUR 282.232,00) und Abschluss eines 
Optionsvertrages für den Ankauf mit der Pfarre – wie von der 
Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden sind, wollen 
zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die mehr- 
stimmige Annahme des Antrages 

(2 Stimmenthaltungen: GRin Sabine Steffan, GR Rudolf Holzinger, SPÖ). 
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2. Grundangelegenheiten 

2.8 Hochwasserschutz Rückhaltebecken Aubach – Grundtausch ISG 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Dieser TOP wurde zuletzt im Gemeinderat am 18.10.18 behandelt. Damals wurde be-
richtet, dass mit der ISG, als dritte betroffene Grundeigentümerin, ein flächengleicher 
Tausch vorvereinbart wurde und der entsprechende Plan vom Büro DI Josef Wagneder 
ausgearbeitet wird. 
Dieser Plan liegt nun vor und wurde im Aufsichtsrat der ISG behandelt. Der vorgelegte 
Grundtausch wurde vom Aufsichtsrat einstimmig beschlossen. 
Die Stadtgemeinde Ried tauscht das Gst. 1751 mit 4.294 m² mit den Flächen der ISG, die 
für die Errichtung des Rückhaltebeckens abzutreten sind, im Verhältnis der vom Sachver-
ständigen ermittelten Grundstückspreise. Von der ISG ist eine Baulandfläche im Ausmaß 
von 3.453 m² betroffen. Die restlichen 841 m² Baulandfläche der Stadt Ried werden in 
Grünzugfläche umgerechnet und es ergibt sich eine Fläche von 5.884 m². Davon werden 
die Grünzugsflächen der ISG, die für die Errichtung des Rückhaltebeckens notwendig 
sind (709 m² und 1.057 m²), abgezogen. Das ergibt eine Restfläche von 4.118 m². Es soll 
dann ein Grünstreifen ost- und westseitig des Aubachs von der ISG an die Stadtgemeinde 
übergeben werden. Das ist zum einen die Parz. 1726 beim Bründlweg mit 2.721 m² und 
zum anderen sind dies Teilflächen aus den Parz. 1725 mit 1.398 m². 
Die Vertragserrichtung für die grundbücherliche Durchführung wird von der ISG durch-
geführt. 
Der Vermessungsplan soll vom Vermessungsbüro DI Josef Wagneder ausgearbeitet wer-
den. 
Die Steuern und Abgaben werden von der Stadtgemeinde geleistet.  
Die Urkunden könnten dann im Gemeinderat am Do 28.03.2019 behandelt werden. 
 
Dem Gemeinderat wird die vorgetragene Vorgangsweise der Durchführung des Grund-
tausches mit der ISG und die Beauftragung des Vermessungsbüros DI Wagneder zur Er-
stellung des Planes und zur Durchführung der Vermessung, zur Beschlussfassung vorge-
schlagen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Durchführung des Grundtausches mit der ISG, der Beauf-
tragung des Vermessungsbüros DI Wagneder zur Erstellung 
des Planes und zur Durchführung der Vermessung – wie von 
der Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden sind, wol-
len zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.1 Durchschnittsstundensätze für Bauhof und Reinigung 2019 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Folgende Durchschnittsstundensätze für Personal Bauhof und Reinigung für 2019 wer-
den zur Beschlussfassung vorgelegt:  
 

 

 

Durchschnittsstundensätze für Arbeitsleistungen des Bauhofes:

1.) Beamte in handwerklicher Verwendung und Facharbeiter

LOHNAUFWAND 692.710,00 
22.416,00 Nettoarbeitsstunden 30,90 

3,51 
34,41 

Rundung 0,00 

Stundensatz für Beamte in handwerklicher Verwendung u. Facharbeiter € 34,41

2) Hilfsarbeiter

LOHNAUFWAND 366.600,00 
14.029,75 Nettoarbeitsstunden 26,13 

plus  Regiezuschlag 3,51 
29,64 

Rundung 0,00 

Stundensatz für Hilfsarbeiter € 29,64

3) PAF-Arbeier

LOHNAUFWAND 36.400,00 
2.410,50 Nettoarbeitsstunden 15,10 

plus  Regiezuschlag 3,51 
18,61 

Rundung 0,00 

Stundensatz für PAF-Arbeiter € 18,61

DURCHSCHNITTSSTUNDENSÄTZE
für Personal Bauhof und Reinigung 2019

plus  Regiezuschlag
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4) Reinigung

LOHNAUFWAND (Reinigung Fr. Krumrey) 41.200,00 
1.631,00 Nettoarbeitsstunden 25,26 

Rundung 0,00 
25,26 

LOHNAUFWAND (SONDERREINIGUNG) 144.800,00 
5.605,00 Nettoarbeitsstunden 25,83 

Rundung 0,00 
Gesamt 25,83 

Stundensatz Reinigung Fr. Krumrey € 25,26

Stundensatz Sonderreinigung € 25,83
Ermittlung  Regiezuschlag

Lohnaufwand   -  Verwaltung 131.300,00€     
Sachaufwand lt. Voranschlag 2018 41.700,00€       

173.000,00€     

22 Bedienste 36.445,75€       
3 PAF-Arbeiter 2.410,50€         
6 Bedienstete (je 3;  1/8520 und 1/8141)  10.413,00€       

49.269,25€       
Berechnung des  Regiezuschlages:

€ 173.000,00 3,51 Regiezuschlag49.269,25 Nettoarbeitsstunden
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Durchschnittsstundensätze für Fahrzeuge und sonstige Geräte des Bauhofes:

Gesamtaufwand lt. Voranschlag 2018 157.042,93 

Stundensätze der Fahrzeuge ohne Kraftfahrer:

Fahrzeuge                      Nr. durchschn.
Einsatzstd.

LKW Merzedes 1828 / 9 420,00 25,50€              10.710,00€            
LKW MAN / 1 850,00 30,00€              25.500,00€            
Traktor Deutz K 410 / 2 500,00 15,00€              7.500,00€              
Traktor Fendt / 28 520,00 14,50€              7.540,00€              
Traktor Ferguson  / 14 320,00 14,00€              4.480,00€              
Traktor Lindner /21 660,00 9,60€                6.336,00€              
Gehsteigwalze / 7 50,00 7,30€                365,00€                 
Kipper Brandtner / 15 160,00 5,50€                880,00€                 
Kipper Mayrböck / 16 450,00 5,50€                2.475,00€              
Anhänger Humbaur / 24 20,00 5,20€                104,00€                 
2Achsanhäng.Mayrböck/19 50,00 5,10€                255,00€                 
Ford Transit Pritsche / 10 350,00 9,40€                3.290,00€              
Pritsche Fiat Ducato / 6 300,00 9,70€                2.910,00€              
VW-Caddy Kombi / 8 90,00 12,20€              1.098,00€              
Klein-LKW  Fiat / 13 400,00 9,85€                3.940,00€              
Klein-LKW  Bauhof / 12 380,00 8,40€                3.192,00€              
Prit.Opel Movano Bauhof/11 400,00 12,00€              4.800,00€              
Pritsche Piagio Park / 23 600,00 7,40€                4.440,00€              
Kehrmaschine Iveco / 60 720,00 31,25€              22.500,00€            
Zugfahrzg.Holder M480 /49 350,00 29,00€              10.150,00€            
KastenwOpel Combo Reinig/17 200,00 14,60€              2.920,00€              
Prit.OpelMov.+Kipper Gärt./18 400,00 14,40€              5.760,00€              
Großflächenmäher Bauhof/0025 550,00 13,50€              7.425,00€              
Kleintraktor Holder B 250/0029 320,00 15,30€              4.896,00€              

143.466,00€          

Stundensatz

DURCHSCHNITTSSTUNDENSÄTZE
für Fuhrpark Bauhof und Sportzentrum 2019
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Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat die Durchschnittsstundensätze für Personal Bauhof und Reinigung - wie vorgetragen - 
zur Beschlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
den Durchschnittsstundensätzen für Personal Bauhof und 
Reinigung 2019 – wie von der Berichterstatterin vorgetragen 

Stundensätze der Geräte ohne Mann:

Geräte            Nr. durchschn.Std.        Stundensatz Gesamt

Schlägelmulcher / 2012 120 24,50€              2.940,00€              
Kompressor / 2001 5 6,30€                31,50€                   
Stromaggregat /2002 10 6,90€                69,00€                   
Rasenmäher Honda/2013 260 6,90€                1.794,00€               

Amzone Anhängeg./2011 35 8,90€                311,50€                 
Motorsense /2006 780 7,00€                5.460,00€              
Mulchgerät Berti / 2010 45 3,90€                175,50€                 
Mulchgerät Müthing/2014 70 5,83€                408,10€                 
Böschungsmäher Berti/2009 170 8,80€                1.496,00€              
Diamant Bohrgerät /2019 180 4,00€                720,00€                 

13.405,60€            

Durchschnittsstundensätze für Geräte des Sportzentrums:

berechneter Vorschlag
Stundensatz Stundensatz

Schleppnetz / 2223 0,75€                1,00€                     
Besander Nachläufer /2209 10,71€              11,00€                   
Kehrmaschine Hako / 2202 7,67€                8,00€                     
Laubsauger Universal / 2214 10,22€              10,50€                   
Aerifiziergerät Jakobsen /2208 14,13€              14,20€                   
Nass-Markierwagen /2226 2,72€                3,00€                     
Spindelmäher Ransomes /2203 12,42€              12,50€                   
Walze dreiteilig /2222 16,67€              16,70€                   
Streugerät Kreisel / 2212 5,00€                5,00€                     
Rasenmäher Grasshopper    /2227 7,61€                7,70€                     
Sodenschneider / 2228 12,56€              12,60€                   
Kehrmaschine f.Kunstrasen/2217 23,00€              23,00€                   
Kunstrasenbürste / 2218 6,78€                6,80€                     
Frontmähwerk Iseki / 2215 5,50€                5,50€                     
Motorsense / 2216 7,00€                7,00€                     
Handrasenmäher / 2225 6,00€                6,00€                     
Traktorspritze Ricosma /2007 6,68€                6,70€                     

Geräte                       Nr.
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– einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung 
die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.2 Spange III – Verordnung – Umwidmung Gemeindestraße 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Das Amt der Oö. Landesregierung hat ein Verfahren zur Verordnung über die Widmung 
eines Straßenabschnittes für den Gemeingebrauch und seine Einreihung in die Straßen-
gattung Gemeindestraße eingeleitet, welche durch 4 Wochen zur Einsichtnahme für je-
dermann aufgelegen ist. 
Es betrifft die Einmündung der Auleitenstraße in die Eberschwanger Straße  
(B 143 Hausruckstraße) auf eine Länge von ca. 50 m.  
 

Verordnung 
 

über die Widmung eines Straßenabschnittes für den Gemeingebrauch 
und seine Einreihung in die Straßengattung Gemeindestraße 

 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Ried im Innkreis hat in seiner Sitzung am 13. De-
zember 2018 gemäß § 11 Abs. 1 Oö. Straßengesetz 1991 idgF in Verbindung mit den §§ 
40, Abs. 2, Z. 4 und 43 Oö. Gemeindeordnung 1990 beschlossen:  
 

§ 1 
 

(1) Folgender neu herzustellender Abschnitt der Gemeindestraße Auleiten, Parz. Nr. 
1445, KG 46149 Ried im Innkreis, im Gebiet der Stadtgemeinde Ried im Innkreis 
wird dem Gemeingebrauch gewidmet und als Gemeindestraße eingereiht: 
Das Trassenband des neu herzustellenden Abschnittes (rot eingefärbt im Verord-
nungsplan) beginnt bei km 16,716 der B143 Hausruckstraße, führt sodann mit einem 
Rechts- und anschließenden Linksbogen nach Süden und bindet beim Grundstück 
Parz. Nr. 1504 , KG 46149 Ried im Innkreis wieder in den Bestand der Gemeindestra-
ße Auleiten ein. 
 

(2) In der Anlage ist die Lage der neuen Trasse der Gemeindestraße (Abs. 1) aus dem 
Verordnungsplan im Maßstab 1:2000 zu ersehen. 

 
§ 2 

 
Die Lage dieses Straßenabschnittes ist aus dem Verordnungsplan, vom 02.10.2018, er-
stellt vom Amt der Oö. Landesregierung, Abteilung GeoL, Vermessung und Fernerkun-
dung, Bahnhofplatz 1, 4021 Linz, GZ 509a-1g/18, zu ersehen, der beim Stadtamt Ried im 
Innkreis, während der Amtsstunden von jedermann eingesehen werden kann und auch 
vor Erlassung dieser Verordnung durch 4 Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme aufge-
legen ist. 
 

§ 3 
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Diese Verordnung wird gemäß § 94 Abs. 1 Oö. GemO 1990 idgF durch zwei Wochen 
kundgemacht und mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag rechtswirksam. 
Zu dieser Verordnung wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig dem Gemeinde-
rat die Verordnung über die Widmung eines Straßenabschnittes für den Gemeingebrauch 
und seine Einreihung in die Straßengattung Gemeindestraße zur Beschlussfassung vor. 
Diesem Beschluss schließt sich der Stadtrat in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig 
an.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Verordnung – wie von der Berichterstatterin vorgetragen 
– einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung 
die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.3 Verbesserung der Nahverkehrssituation Wegleiten 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Von den ÖBB ist die endgültige Mitteilung ergangen, dass eine kurzfristige Sanierung 
des Fußgängersteges Bahnhof Ried nicht möglich ist und der Steg auch zukünftig nicht in 
dieser Form erhalten wird. 
 
Nachdem auch das Projekt „Unterführung Eberschwanger Straße“ zurückgestellt wurde, 
da  nach Rücksprache mit dem Regionalverkehrsplaner des Oö. Regionalmanagements 
der Gehsteig als zu lang empfunden wird, wird man unabhängig von einer zukünftigen 
Unterführung unter der Eberschwanger Straße für eine Geh- und Radverbindung auch ei-
ne weitere fußläufige Verbindung zum Beispiel in der Verlängerung des Max-Schlager-
Weges über den Bahnhof prüfen müssen.  
 
Um den Bewohnern von Wegleiten eine bessere und sichere Verbindung zum Bahnhof 
anbieten zu können, wurden folgende Punkte geprüft: 
 

1. Die Firma Werth könnte noch ungefähr 10 Schüler in ihrem Schulbussystem zum 
Bahnhof mitnehmen. Sie würden dann eine Schleife zum Bahnhof fahren und die 
Schüler könnten dort aussteigen. Die Zusteigestelle wäre in der Eberschwanger 
Straße, zu der ja jetzt auch ein Schutzweg besteht. Die Kosten entsprechen pro 
Schüler dem Tarif einer Einzelfahrt Citybus, das sind € 1,10. Wenn man von dem 
maximalen Kontingent von 10 Schülern zum Tarif von € 1,10 ausgeht, wären das 
11 Euro pro Tag bzw. 55 Euro wöchentlich. Bei 40 Schulwochen wären dies rund 
2.200 Euro im Jahr. 
Es wird vorgeschlagen, Schülern gegen Vorlage des Mitfahrausweises die Mit-
fahrmöglichkeit zu gestatten und dies der Firma Werth pauschal im Jahr in der 
genannten Größenordnung abzugelten. Die Schüler können den Bedarf bei der 
Stadt bekanntgeben und wird der Fa. Werth die Schülerliste übermittelt. Die Mit-
nahme könnte nach diesem Schuljahr 2018/2019 evaluiert und im Herbst neu 
festgelegt werden. 

2. Als zweite Maßnahme wurde mit dem Oö. Verkehrsverbund Kontakt hergestellt, 
ob sie nicht eine zweite Haltestelle in der Magerlstraße/Dr.-Franz-Fruhstorfer-
Straße einzurichten. 
Eine geeignete Haltestelle beim vorhandenen Gehsteig in der Dr.-Franz-
Fruhstorfer-Straße wurde bereits sachverständig begutachtet und könnte nach 
Konzessionserweiterung mit Ostern 2019 in Betrieb gehen. Es ist angedacht, die-
se Haltestelle stadteinwärts insbesondere am Morgen fix anzufahren und stadt-
auswärts bei Bedarf. 

 
Es wird daher vorgeschlagen, die Kosten für die Mitnahme der Schüler durch die Firma 
Werth in Höhe von rund 2.200 Euro jährlich zu tragen und die Einrichtung einer Bushal-
testelle zu beantragen.   
 
In der Diskussion wird festgestellt, dass hier mehrere Alternativen abzuwägen sind: 
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1. Das Thema Durchlass wird auch unter dem Thema allfällige Verbreiterung 
im Zusammenhang mit der Elektrifizierung der Bahn zu prüfen sein. 

2. Die Frage der Erschließung der Gleise durch Unterführung und allfällige Ver-
längerungen sind im Zuge des Bahnhofsneubaus zu prüfen. 

3. Als sicher gefälligste Alternative wäre eine Brücke vom Max-Schlager-Weg 
zum Bahnhof mit Rampenbauwerk auf dem Bahnhofsvorplatz zu prüfen. 
 

 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig Folgendes vor: 

1. Übernahme der Fahrtkosten zusätzlicher Schüler von Wegleiten durch die Firma Wert 
iHv rund 2.200 Euro jährlich genehmigt. 

2. Die Einrichtung einer zusätzlichen Bushaltestelle der Linie an der Frankenburger 
Straße soll vorangetrieben werden bzw. wird der Einrichtung einer solchen in der Ma-
gerlstraße/Dr.-Franz-Fruhstorfer-Straße zugestimmt. 

Dem Gemeinderat wird die Vorgangsweise zur Beschlussfassung vorgeschlagen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Vorgangsweise (Übernahme Fahrtkosten und Errichtung 
einer zusätzlichen Bushaltestelle), sowie vertiefende Prüfung 
der Anbindungsoption (Durchgang Eberschwanger Straße, 
Unterführung Bahnhofserschließung Geh- und Radweg Brü-
cke Max-Schlager-Weg) – wie von der Berichterstatterin 
vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.4 Erhaltungsvereinbarung Busterminal 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Von der Schiene OÖ wurde der Entwurf einer bedarfsorientiert angepassten Erhaltungs-
vereinbarung übermittelt.  
Die Erhaltungsvereinbarung zwischen Schiene OÖ und Stadtgemeinde Ried musste in ei-
nigen Punkten noch präzisiert bzw. ergänzt werden. An der grundsätzlichen Intention und 
dem Inhalt hat sich nichts Wesentliches geändert. 
 

1. Von der Stadt reinreklamiert wurde, dass die Kosten für die Videoüberwachung, 
die über die Städt. Sicherheitswache und die Polizeiinspektion Ried eingesehen 
werden kann, in der Instandhaltung von der Schiene OÖ finanziert wird, ebenso 
wie die elektronische Fahrgastinformationen und elektronischen Anlagen im 
Mannschaftsraum. 

2. Im Zusammenhang mit der Wartung des Areals war auch klarzustellen, wer den 
Kanal wartet, insbesondere da es Auflagen hinsichtlich des Retentionsbeckens 
gibt. Hier macht es Sinn, dass diese Tätigkeiten von der Stadt mitgemacht wer-
den. 

3. Zur Reinigung war klarzustellen, dass es Reinigungsprotokolle zu geben hat, um 
den Nachweis zu haben, wann gereinigt wird und ein Pflichtenheft als Beilage 
konkretisiert werden muss. 

4. Weiters wurde vereinbart, dass bei Gefahr im Verzug zu Zeiten, in denen von der 
Schiene OÖ niemand anwesend ist, die Meldungen an die Sicherheitswache der 
Stadtgemeinde Ried gehen, die dann die entsprechenden Maßnahmen veranlasst, 
wie Verständigung Straßenkehrer, Energie Ried GmbH, Feuerwehr, Städt. Wirt-
schaftshof, etc. 

 
Diese Ergänzungen sind neu zu beschließen. 
Der vorliegende Entwurf der Erhaltungsvereinbarung liegt dem Protokoll bei. 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat vor, 
die Erhaltungsvereinbarung in der vorliegenden Form zu beschließen. 
Die Erhaltungsvereinbarung wird vom Berichterstatter vollinhaltlich zur Kenntnis ge-
bracht und liegt dem Protokoll bei.“ 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Erhaltungsvereinbarung – wie von der Berichterstatterin 
vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.5 Stadtentwicklung – Ausbildung Dachgeschoß – Festlegung Abmessung 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Vorschlag zur Legendenänderung des Bebauungsplanes hinsichtlich der Ausgestal-
tung von Dachgeschoßen und Dachräumen (Grundlage: Besprechung 06.11.2018 BD 
DI Muhr, Dipl.-HTL-Ing. Ransmayr, DI Hochhold) 
 
Folgende Formulierungen sollen in der Legende ergänzt werden: 
 

- Maximale Gebäudehöhe: 
Der höchste Punkt des Daches darf maximal 5,50 m über der Rohdecke des obersten zu-
lässigen Vollgeschoßes liegen. 
 

- Die Dachneigung (Dachneigung parallel zur Straßenflucht) darf maximal 45° betra-
gen. 

 
 
- Die Überschreitung dieser Festlegung ist, im Erweiterungsfall, bei bestehenden Dach-

ausbauten und bei bestehenden ausbaufähigen Dächern zulässig. In diesem Fall kann 
die bestehende Übermauerung und Dachneigung fortgeführt werden. 

 
- Zusätzlich zur Gesamtgeschoßzahl ist ein zurückgesetztes Vollgeschoß gemäß Bild 

zulässig. 
 

 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig Folgendes vor: 

1. Die Abbildung zwei wird noch ergänzt um „Straßenflucht / Freifläche“. 
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2. Dem Gemeinderat wird die Legendenänderung wie vorgetragen zur Beschluss-
fassung vorgeschlagen. 

 
Diesem Beschluss schließt sich der Stadtrat in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig 
an.  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Legendenänderung – wie von der Berichterstatterin vor-
getragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zu-
stimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.6 Volkskundehaus – Auftragsvergabe Gewerk Tischler 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Für den Fenstertausch beim Volkskundehaus wurden vom Architekturbüro Matulik be-
reits Angebote mehrerer Fensterfirmen eingeholt. 
 
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 20.11.2018 einstimmig vor, die Tischle-
rei Winkler (Bestbieter) mit der Ausführung zu beauftragen.  
 
Diesem Beschluss schließt sich der Stadtrat in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig 
an und schlägt dem Gemeinderat den Auftrag an Tischlerei Winkler mit einer Auftrags-
summe von € 157.868,94 exkl. MwSt. zur Beschlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
dem Auftrag an die Tischlerei Winkler mit einer Auftrags-
summe von € 157.868,94 exkl. MwSt. – wie von der Bericht-
erstatterin vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zei-
chen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.7 Adalbert-Stifter-Schule 
3.7.1 Änderung Übertragungsverordnung 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Verordnung des Gemeinderates vom 18.10.2018 zur Übertragung des Beschluss-
rechtes vom Gemeinderat an den Stadtrat betreffend Vorhaben Erweiterung und Sanie-
rung der Allgemeinen Sonderschule wurde zur Verordnungsprüfung beim Land OÖ vor-
gelegt.  
In dem Schreiben des Amtes der Oö. Landesregierung vom 27.11.2018 wird bemängelt, 
dass die bisher seit Jahren unbeanstandete Regelung im § 2: Dem Gemeinderat ist über 
die gefassten Beschlüsse und gesetzten Maßnahmen nach Vorliegen der Gesamtschluss-
rechnung zu berichten, rechtswidrig ist, da im jeweils nächsten Gemeinderat zu berichten 
ist.  
Sinngemäß ist § 43 Abs. 3 Oö. GemO 1990 dahingehend zu interpretieren, dass, wenn ei-
ne solche Übertragung erfolgt ist, dem Gemeinderat über diese Entscheidung in regelmä-
ßigen Abständen (zB. in der nächsten Sitzung) zu berichten ist.  
Vom Land wird empfohlen, die gegenständliche Verordnung aufzuheben und die neue 
Übertragungsverordnung mit nachstehendem Wortlaut des § 2 zu erlassen: 
„Dem Gemeinderat ist über die gefassten Beschlüsse und gesetzten Abwicklungsmaß-
nahmen in der jeweils nächsten Gemeinderatssitzung zu berichten.“ 
 
Amtswegig wird dazu festgestellt, dass bisher bei allen Projekten über alle von Übertra-
gungsverordnungen erfassten Beschlüsse des Stadtrates unmittelbar im nächsten Ge-
meinderat berichtet wurde, da die Berichtspflicht nach der Gemeindeordnung immer so 
interpretiert wurde. Es wird daher vorgeschlagen, um die bestehende Übertragungsver-
ordnung zu erhalten, nur den § 2 mit dem vorgeschlagenen Wortlaut abzuändern und den 
bisherigen § 2 aufzuheben.  
 

 

STADTAMT RIED IM INNKREIS 
Hauptplatz 12, 4910 Ried im Innkreis 

Amtsleitung 
 

Zahl: 213/2018-MMag.Eckk. 

  
4910 Ried i. I., 13.12.2018 
Tel.: 07752/901-207 
Fax: 07752/71217-8205 
E-Mail: amtsleitung@ried.gv.at 
Sachb.: Ing. MMag. Peter Eckkrammer 

 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Ried im Innkreis vom 13. Dezember 2018 
 

mit der die Verordnung des Gemeinderates vom 18.10.2018 zur Übertragung des Be-
schlussrecht des Gemeinderates zu Auftragsvergaben für die Erweiterung und Sanierung 
der Allgemeinen Sonderschule (Adalbert-Stifter-Schule) an den Stadtrat abgeändert wird. 
 
 
§ 2 lautet neu wie folgt: 
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„Dem Gemeinderat ist über die gefassten Beschlüsse und gesetzten Abwicklungsmaßnah-
men in der nächsten Gemeinderatssitzung zu berichten.“ 
 
 
 
Die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung beginnt mit dem auf den Ablauf der Kundma-
chungsfrist folgenden Tag. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt § 2 der Verordnung 
vom 18.10.2018 außer Kraft. 
 
 
Der Bürgermeister 

Angeschlagen am: 14.12.2018 

Abgenommen am: 31.12.2018 

Albert Ortig“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
 
Gemeinderat, Landesrat KR Elmar Podgorschek erklärt, dass er sich bei diesem Tages-
 ordnungspunkt der Stimme enthält, weil die Angelegenheit aus seinem Ressort 
 kommt. 
 
 
Da keine weitere Wortmeldung erfolgt, stellt der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Or-
tig, folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Änderung der Übertragungsverordnung – wie von der 
Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden sind, wollen 
zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die mehr- 
stimmige Annahme des Antrages 

(1 Stimmenthaltung: GR LR KR Elmar Podgorschek, FPÖ). 
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3. Bauangelegenheiten 

3.7 Adalbert-Stifter-Schule 
3.7.2 Auftragsvergaben 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 18. Oktober 2018 die Vergabebeschlüsse 
des Vorhaben Erweiterung und Sanierung der Allgemeinen Sonderschule an den Stadtrat 
delegiert. Über diese Vergabebeschlüsse ist zu berichten. 
 
In der Sitzung des Stadtrates vom 04. Dezember 2018 wurden nachstehende Auftrags-
vergaben genehmigt: 
 

Gewerk Firma Gesamtpreis  
  

Übersiedelung Wirtschaftshof  € 3.010,00 netto 
Umrüstung Duschen  Fa. Angerhofer, Ried i. I. € 1.259,71 brutto 

 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die den 
Bericht über die Auftragsvergaben – wie von der Berichter-
statterin vorgetragen – zur Kenntnis nehmen, wollen zum 
Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die mehr- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 
  



19. GR vom 13.12.2018  54 

 

3. Bauangelegenheiten 

3.8 Ausbau Räumlichkeiten Konvikt Kellergeschoß 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Gemäß statischer Stellungnahme der DI Weilhartner ZT GmbH ist eine Freigabe des 
Gebäudes in der Kasernstraße 7 auf Grund der schlechten Bausubstanz nur noch bis Juli 
2019 möglich. Es ist daher nötig für die dort untergebrachten Verneine ein Ersatzquartier 
zu finden. 
 
Laut Planung des Architekturbüros Bauböck vom 03.10.2018 (unentgeltliche Vorleis-
tung) gibt es eine Möglichkeit die Räumlichkeiten im Kellergeschoß des ehemaligen 
Konvikts zu adaptieren. Die Räumlichkeiten dienen derzeit noch zum Großteil der Lage-
rung von Material, welches im Zuge der Übersiedelung des Wirtschaftshofes in den neu-
en Standort an der Dr.-Franz-Fruhstorfer-Straße entfernt werden kann. Die restlichen La-
gerungen können nach Rücksprache mit diversen Vereinen und Institutionen (Schreiben 
der AL vom 25.09.2018) entfernt werden. In diesen Räumlichkeiten könnten die Lieder-
tafel, die Naturfreunde und der Modellbauverein untergebracht werden und Synergien mit 
der LMS genützt werden, die ebenfalls Bedarf an Übungsräumen hat (Mehrfachnutzung). 
  
Für die notwendigen Umbauten des Kellergeschoßes liegt eine Grobkostenschätzung des 
Architekturbüros Bauböck in zwei Bauabschnitten vor: 
 

Bauabschnitt 1  
(Vereinsräumlichkeiten 1, 2 und 3 gem. beiliegendem Plan) 

Grobkostenschätzung       brutto 134.226,00 € 

Honorare u. Nebenkosten DI Bauböck    brutto    22.298,00 € 

(gem. beiliegendem Vertrag DI Bauböck vom 05.11.2018)       

Gesamtkosten        brutto 156.524,00 € 
 
Bauabschnitt 2 
(Vereinsräumlichkeit 4 gem. beiliegendem Plan) 

Grobkostenschätzung       brutto    49.709,00 € 

Honorare u. Nebenkosten      brutto    11.937,00 € 

(gem. beiliegendem Vertrag DI Bauböck vom 05.11.2018)       

Gesamtkosten       brutto    61.646,00 € 
 

Zusätzlich sind für das Ausräumen der Kellerräumlichkeiten folgende Wirtschaftshof-
leistungen nötig: 
 

70,00 Std. á 33,37       netto       2.340,00 € 

Planenwagen        netto          210,00 € 

Entsorgungskosten geschätzt      netto          400,00 € 

Gesamtkosten       netto         2.950,00 € 
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Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat vor, 
den Bauabschnitt 1 entsprechend dem Amtsvortrag zu Kosten iHv  
€ 156.424,00 brutto umzusetzen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die damit 
einverstanden sind, dass der Bauabschnitt 1 entsprechend 
dem Amtsvortrag zu Kosten iHv € 156.424,00 brutto umge-
setzt wird – wie von der Berichterstatterin vorgetragen – ein-
verstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.9 Begegnungszone Innenstadt - Pflastersanierung 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Schlussrechnung Nr. SS/443/10/8/111 der Fa. Westasphalt zur Pflastersanierung in 
der Begegnungszone liegt vor, die Prüfung ergab folgendes Ergebnis: 
 
Im Zuge der Bauarbeiten wurden zusätzliche Arbeiten im Bereich Einfahrt Stelzhamer-
platz bzw. eine erweiterte Rinnensanierung am Übergang Rainerstraße - Bayrhammer-
gasse notwendig. 
 
Die Fa. Westasphalt wurde mittels Notanordnung vom 05.09.2018 beauftragt.  
 
Schlussrechnungssumme vom 23.10.2018   brutto 149.866,52 € 
Auftragssumme gem. Notanordnung vom 05.09.2018 brutto 136.353,54 € 
Erhöhung der Auftragssumme    brutto  13.512,98  € 
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat die 
Mehrkosten Pflastersanierung iHv  € 13.512,98 brutto zur Beschlussfassung vor.    
Bedeckung: Umfeldgestaltung und Innenstadterneuerung (ao. Haushalt).“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
den Mehrkosten Pflastersanierung iHv € 13.512,98 brutto – 
wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden 
sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.10 Kanal Freyer, Weber, Erlachner – Nachtrag zum Übereinkommen 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Für die Grundstücke 1598 und 1599, Eigentümerin Frau Freyer, wurde um Bauplatzbe-
willigung angesucht. Im Bauplatzbewilligungsbescheid Bau 031-5/8/2018/DI Muhr/wh 
vom  20.09.2018 wurde unter Pkt. 4.2 folgende Auflage niedergeschrieben: „Das Über-
einkommen vom 28.08.1963 zwischen den Eheleuten Alois und Leopoldine Ecker und 
der Stadtgemeinde Ried i. I. ist einzutragen.“ 
Das Übereinkommen vom 28.08.1963 wurde für den Kanal, der vom Industriegelände Fi-
scher über die o. a. Grundstücke zur Oberach führt, mit den damaligen Grundeigentümern 
abgeschlossen. In diesen Kanal werden die im Bereich des Industriegeländes Fischer an-
fallenden Niederschlags- und Drainagewässer eingeleitet. 
Diese Auflage Pkt. 4.2 kann nun nicht in das Grundbuch eingetragen werden, da das vor-
liegende Übereinkommen nicht mit den von der Bauplatzbewilligung betroffenen Grund-
eigentümern abgeschlossen wurde. Im Übereinkommen wurden jedoch die Rechtsnach-
folger verpflichtet, die im Übereinkommen festgeschriebenen Auflagen einzuhalten. 
Um diese Angelegenheit zu lösen wurde ein Nachtrag zum Übereinkommen vom 
28.08.1963 vom Notar Mag. Bertold Hauser vorgelegt. 
Dieser wird dem Stadtrat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht: 
 

 
MH 
AZ 214/2018 
 
NACHTRAG 
zum 
ÜBEREINKOMMEN vom 28.08.1963 
 
 
abgeschlossen zwischen: 
 
A)  1.   Herrn Mag. Robert ERLACHNER, geb. 16.11.1984, Erlafstraße 7/32, 1020 
Wien, und 
2.   Frau Elisabeth WEBER, geb. 12.08.1981, Spitzerhöhe 29, 4911 Tumeltsham,  
einerseits sowie 
 
B)  der Stadtgemeinde Ried im Innkreis, Hauptplatz 12, 4910 Ried im Innkreis, an-
dererseits 
 
wie folgt: 
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Die Ehegatten Alois und Leopoldine ECKER haben der Stadtgemeinde Ried im Inn-
kreis die Dienstbarkeit der Versorgungsleitungen auf dem nunmehrigen laut der 
Vermessungsurkunde des DI Franz Strauss GZ 4881 gebildete Grundstück 1599 der 
KG 46149 Ried im Innkreis mit 1.175 m² eingeräumt. Dies wurde im „Übereinkom-
men“ vom 28.08.1963 festgehalten. Ein Grundbucheintrag erfolgte nicht. 
 
Herr Mag. Robert ERLACHNER und Frau Elisabeth WEBER haben dieses Grund-
stück erworben. 
Sie verpflichten sich gegenüber der Stadtgemeinde Ried im Innkreis, die Versor-
gungsleitungen weiterhin zu dulden und den Leitungsverlauf nicht zu überbauen. 
Der derzeitige (miterworbene) Bewuchs auf der Kanaltrasse kann derzeit verbleiben. 
Dessen Entfernung ist zukünftig im beiderseitigen Einvernehmen zu organisieren, die 
Kostentragung dafür verbleibt bei den Grundeigentümern. 
 
Ein Grundbucheintrag erfolgt auch jetzt nicht. 
 
Die Stadtgemeinde Ried im Innkreis verzichtet gegenüber den Eigentümern Mag. 
Robert Erlachner und Elisabeth Weber auf die Durchsetzung des Bescheidauflage-
punktes  4.2 vom 20.09.2018 Bau031-5/8/2018/DI Muhr/wh. 
 
 
Ried im Innkreis, am  

 
Der Vorteil wäre bei dieser Vorgangsweise, dass der Bescheid nicht geändert werden 
müsste und der Auflagepunkt im Bescheid dinglich grundsätzlich rechtswirksam gegen-
über neuen Eigentümern bleibt. 
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat den 
Nachtrag zum Übereinkommen zur Beschlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
 
Gemeinderat Günter Kitzmüller hat eine Verständnisfrage: Laut Amtsvortrag gehe es um 
 zwei Grundstücke, im Übereinkommen ist aber nur von einem Grundstück und deren 
 Eigentümern die Rede. Er hinterfrage, ob nicht ein Übereinkommen für beide Grund- 
 stücke erforderlich sei. 
 
Bürgermeister Albert Ortig schlägt vor, da die Frage nicht beantwortet werden kann, den 
 Tagesordnungspunkt zur weiteren Abklärung durch die Bauabteilung zurückzustellen 
 und im nächsten Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Da keine weitere Wortmeldung erfolgt, stellt der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Or-
tig, folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Zurückstellung des Tagesordnungspunktes zur weiteren 
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Abklärung und Behandlung im nächsten Gemeinderat einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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3. Bauangelegenheiten 

3.11 Landesentwicklungsprogramm Kooperationsräume im Bezirk Ried - Stel-
lungnahme 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Am 24. Oktober 2018 wurden vom Land Überlegungen zu Kooperationsräumen im Be-
zirk Ried vorgestellt. 
 
Objektive Kriterien für den Vorschlag der Kooperationsräume waren: 

1. Identifikation eines Zentrums der Daseinsvorsorge 
2. Identifizierung von Verflechtungsräumen in Bezug auf das Zentrum 
3. Berücksichtigung siedlungsstruktureller, naturräumlicher und topografischer Gege-

benheiten 
4. Erreichbarkeit des Zentrums: 

- max. 15 – 20 Minuten 
- möglichst per Öffentlichen Verkehr von den Hauptorten des Kooperationsraumes 

5. Berücksichtigung bestehender kleinregionaler Strukturen und Kooperationen. 
 
Kriterien des Zentrums waren … 

- Einwohner (Siedlungseinheiten mit Ortskernen über 1.000 Einwohnern) 
- Arbeitsplätze 
- Beschäftigte 
- Pendlersaldos 
- Öffentlicher-Verkehr-Abfahrten der hochfrequentiertesten Haltestellen 
- Straßennetzanbindung 
- Nächtigungszahlen 
- Kaufstromanalyse Oberösterreich. 
 
Anhand der objektiven Kriterien wurden als regionales Zentrum Ried im Innkreis mit den 
Umlandgemeinden erkannt und als Kleinzentren der Daseinsvorsorge Obernberg, Gein-
berg, St. Martin, Aurolzmünster und Eberschwang. 
 
Dem Kooperationsraum Ried im Innkreis wurden Hohenzell, Neuhofen, Mehrnbach, 
Wippenham, Eitzing, Aurolzmünster, Tumeltsham, Peterskirchen und Andrichsfurt zuge-
ordnet.  
 

- Ried im Innkreis ist regionales Zentrum gemäß Landesraumordnungsprogramm 2017 
und Handelszentrum der Kategorie 1 nach der Kaufstromanalyse Oberösterreich. 

- Ried im Innkreis ist regionaler Verkehrsknotenpunkt und durch alle Gemeinden des 
Kooperationsraumes, sowohl durch den Öffentlichen Verkehr, als auch durch den 
MIV (motorisierten Individualverkehr) gut erreichbar. 

- Ried im Innkreis ist Schulzentrum und Arbeitszentrum für den gesamten Bezirk. 
- Aurolzmünster ist ein Zentrum mit Ergänzungsfunktionen. 
 
Aufgrund dieser Vorstellungen wurden in den einzelnen zugeordneten Kooperationsräu-
men Workshops abgehalten. 
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In der anschließenden Diskussion hat sich doch sehr stark herauskristallisiert, dass der 
überwiegende Anteil der Gemeinden der Meinung ist, dass man über die Bezirkseinheit 
hinaus keine zusätzlichen Kooperationsräume entwickeln soll und zudem ja auch bereits 
verschiedenste Kooperationen und Zusammenarbeiten auf verschiedensten Ebenen gege-
ben sind – Abfallwirtschaftsverbände, Sozialhilfeverbände, EUREGIO, Wasserverbände, 
Wirtschaftspark Innviertel, Wegeverbände, Verwaltungsgemeinschaften, etc. 
 
Für die Stadt Ried wurde in der Diskussion kein Vorteil in der weiteren Aufsplitterung 
des Bezirks in zusätzliche Regionen oder Kleinzentren gesehen. Im Wesentlichen stellen 
sich diese Kleinzentren als die bekannten Hauptschul- bzw. Neue Mittelschulstandorte 
dar.  
Aus Sicht der Stadt Ried besteht keine Notwendigkeit noch weitere Zentren zu entwi-
ckeln, es sollen vielmehr Kooperationen in verschiedensten Bereichen forciert werden.  
Es bietet sich an, die Bezirksstrukturen auch im Hinblick auf die Arbeitsmarktentwick-
lung noch mehr zu bündeln und sich nicht in kleinen Zentren zu verzetteln. Auch wenn 
sich dort im Bereich Bildung und Kinderbetreuung (Pflichtschulen, Kindergärten), aber 
auch in der Verwaltung, entsprechende Kooperationsmöglichkeiten ergeben. 
 
Die Schaffung zusätzlicher Organisationseinheiten (Kooperationsräume) wird unter die-
sem Gesichtspunkt abgelehnt. 
Es wird daher folgende Stellungnahme der Stadtgemeinde Ried im Innkreis an das Amt 
der Oö. Landesregierung vorgeschlagen: 
 
„Die Stadtgemeinde Ried im Innkreis empfiehlt, die bestehenden Bezirksstrukturen bei-
zubehalten und keine weiteren Kleinzentren zu schaffen. Die Kooperation soll auf be-
stimmte Aufgabenbereiche fokussiert werden, zum Beispiel Kinderbetreuung, Pflicht-
schulbetrieb, Altenpflege und -betreuung, und im wirtschaftlichen Bereich auch darüber 
hinaus, wie Kooperationen zur Gewinnung von Arbeitskräften und geordneter Betriebs-
entwicklungsräume (zB Wirtschaftspark Innviertel).“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Stellungnahme zu den Kooperationsräumen im Bezirk 
Ried – wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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4. Umwelt- und Friedhofsangelegenheiten 

4.1 Friedhofsordnung - Adaptierung 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann-Stellvertreter des Um-
weltausschusses, Herrn Gemeinderat Klaus Sattel, um Berichterstattung. 
 
Dieser führt aus: 

 
„Die Friedhofsordnung soll dahingehend abgeändert werden, dass Urnenstelen auch im 
alten Friedhofsbereich zugelassen werden.  
Weiters sollen die Möglichkeiten der Baumbestattung ausgeweitet werden. Vorgeschla-
gen wird, dass eine freie Baumwahl im gesamten Friedhofsgelände inkl. der Außenberei-
che entlang der Schärdinger Straße und der Kasernstraße, ermöglicht wird. Die Abrech-
nung soll beibehalten werden, wie sie derzeit besteht. 
 
In der Diskussion wird festgehalten, dass eine Baumbestattung grundsätzlich innerhalb 
des eingezäunten Friedhofsareals durchgeführt werden soll. Die Bäume außerhalb der 
Umzäunung sollen jedoch aus Pietätsgründen nicht für die Baumbestattung verwendet 
werden.  
 
 
Der UPF-Ausschusses schlägt in seiner Sitzung vom 04.09.2018 einstimmig vor, dass die 
Friedhofsordnung dahingehend abgeändert werden soll, dass Urnenstelen auf bestehen-
den freien Doppelgräbern, wie im Amtsvortrag vorgetragen, errichtet werden können. 
Weiters soll die Baumbestattung im gesamten eingezäunten Friedhofsareal möglich sein. 
 
 
In der Sitzung des UPF-Ausschusses vom 13.11.2018 wird die überarbeitete Friedhofs-
ordnung den Mitgliedern des Ausschusses zur Kenntnis gebracht. Der Ausschuss schlägt 
einstimmig dem Gemeinderat die überarbeitete Friedhofsordnung zur Beschlussfassung 
vor.  
 
 
Zur in der Sitzung des Stadtrates vom 04.12.2018 aufgetauchten Frage der kompostierba-
ren Urnen wird vom Bestatter mitgeteilt, dass im alten Friedhofsbereich bereits überwie-
gend kompostierbare Urnen auch ohne Tröge eingesetzt werden und dies auch aufgrund 
der Bodenverhältnisse weiterhin forciert wird.  
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat die 
überarbeitete Friedhofsordnung zur Beschlussfassung vor. 
 
 

 

STADTAMT RIED IM INNKREIS 
Hauptplatz 12, 4910 Ried im Innkreis 

Amtsleitung 
 

Zahl: 817/2018- Ing.MMag.Eckk. 

  
4910 Ried i. I., 13.12.2018 
Tel.: 07752/901-207 
Fax: 07752/71217-8205 
E-Mail: amtsleitung@ried.gv.at 
Sachb.: Ing. MMag. Peter Eckkrammer 
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Gemäß § 34 des Oö. Leichenbestattungsgesetzes 1985 idF LGBl. Nr. 95/2017 wird aufgrund 
des Beschlusses des Gemeinderates der Stadtgemeinde Ried im Innkreis vom 13.12.2018 die 
 

F r i e d h o f s o r d n u n g 
 

der Stadtgemeinde Ried im Innkreis (Gemeinderatsbeschluss 17.12.1999, 24.10.2002 und 
09.07.2015) wie folgt geändert: 
 
1.2 Friedhofsareal 
 
Im ersten Satz wird nach EZ 720 die Grundstücksnummer „636/6 in der EZ 3395“ eingefügt.  
 
 
3.4 Art und Beschaffenheit der Urnengräber 
 
Nach 3.4.5 wird angefügt: 
 
3.4.6 Baumbestattung: 
 Bei bestehenden Bäumen innerhalb des eingezäunten Friedhofareals ist die Durch- 

führung einer Baumbestattung möglich. Die Beisetzung hat in einer Mindesttiefe von 
0,5 m zu erfolgen, der Mindestabstand zwischen den einzelnen Urnen hat 0,5 m zu  
betragen. Die Kennzeichnung erfolgt nur durch eine Steinplatte mit der Größe von  
40 x 40 cm. Die Platte ist mit dem Namen und mit dem Sterbedatum zu beschriften.  

 
 

3. Inkrafttreten 
 
Die Änderung der Friedhofsordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist 
folgenden Tag in Kraft. 
 
 
 
Der Bürgermeister 

Angeschlagen am: 14.12.2018 

Abgenommen am: 31.12.2018 

 
Albert Ortig 

 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Änderung der Friedhofsordnung – wie vom Berichterstat-
ter vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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5. Verkehrsangelegenheiten 

5.1 Bahnhofsvorplatz - Behindertenparkplatz 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Verkehrsausschusses, 
Herrn Stadtrat Mag. Lukas Oberwagner, um Berichterstattung. 
 
Dieser führt aus: 

 
„Bei der Stadtgemeinde Ried i. I. wurde eine Anfrage für 2 - 3 Behindertenparkplätze 
beim Bahnhofsvorplatz gestellt, da in diesem Bereich kein einziger Behindertenparkplatz 
vorhanden ist. 
 
 
Der Verkehrsausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 22.10.2018 einstimmig vor, dass 
auf der rechten Seite beim Eingang (Rampe) ein Behindertenparkplatz verordnet bzw. 
markiert werden soll. 
 
Diesem Beschluss schließt sich der Stadtrat in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig 
an.   
 
Die Verordnung wird vom Berichterstatter vollinhaltlich der Sitzung zur Kenntnisge-
bracht und liegt dem Protokoll bei.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Verordnung eines Behindertenparkplatzes im Bereich 
Bahnhofsvorplatz – wie vom Berichterstatter vorgetragen – 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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5. Verkehrsangelegenheiten 

5.2 Eberschwanger Straße 15 – Halte- und Parkverbot bei Zufahrt 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Verkehrsausschusses, 
Herrn Stadtrat Mag. Lukas Oberwagner, um Berichterstattung. 
 
Dieser führt aus: 

 
„Im Bereich der Eberschwanger Straße 15 wird die Zufahrt permanent verparkt. Es soll in 
diesem Bereich ein Halte- und Parkverbot verordnet werden.  
 
 
Der Verkehrsausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 03.12.2018 einstimmig vor, dass 
ein Halte- und Parkverbot mit der Zusatztafel „← 2,5 m│2,5 m →“ zweimal verordnet 
werden soll. 
 
Die Verordnung wird vom Berichterstatter vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht und liegt 
dem Protokoll bei.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Verordnung eines Halte- und Parkverbots im Bereich 
Zufahrt Eberschwanger Straße 15 – wie vom Berichterstatter 
vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

  



19. GR vom 13.12.2018  66 
 

6. Familie, Generationen, Integration und soziale Angelegenheiten 

6.1 Vorfinanzierung Integrationsprojekt 2019 
 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Ausschusses Familie, 
Generationen, Integration und soziale Angelegenheiten, Frau Stadträtin Angelika Podgor-
schek, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Frau Renate Brandstötter vom ReKi (Regionales Kompetenzzentrum für Integration und 
Diversität Ried im Innkreis) hat mitgeteilt, dass im Rahmen der GemeindeIntegrations-
Konferenz vom 26.11.2018 das Referat Anschober eine einmalige Förderung für Ge-
meinden und deren Integrationsmaßnahmen vorgestellt hat. Die ersten 50 Gemeinden, 
welche eine Konzept zu einem Gemeindeprojekt beim Land OÖ beantragen, erhalten 
einmal 5.000 Euro. Dieser Betrag wird zu 100 % vom Land OÖ gefördert und unterliegt 
keinem Förderverhältnis.  
Frau Brandstötter schlägt nun vor, für das bereits bestehende Projekt Rieder FRAUEN-
Zimmer und die vom Treffpunkt der Frau entwickelte Idee „Durch´s Reden kommen die 
Leute zusammen“ ein miteinander verknüpftes Konzept zu erstellen und beim Land ein-
zureichen.  
 
Die Förderung würde für die Abendveranstaltung (für Saalmiete, kulinarische und musi-
kalische Beiträge, Öffentlichkeitsarbeit sowie kleinere Aufwendungen) verwendet wer-
den. Zudem soll die Öffentlichkeitsarbeit rund um das RIEDER FRAUENZimmer mittels 
Flyer forciert werden.  
 
Die Gemeinde müsste den Antrag stellen und die Maßnahmen vorfinanzieren, da die erste 
Veranstaltung durch Treffpunkt der Frau und Caritas bereits am 27. Februar 2019 geplant 
ist und eine Vorbehandlung in den Gremien nicht mehr möglich ist.  
 
Antrag  Integrationsprojekt 2019 

 
Projektname -  Arbeitstitel -  

Durch´s reden kommen die Leute zusammen 
 

Ausgangslage –  Laut Statistik Austria leben mit Ende 2017 in der Stadtgemeinde 
Ried i. I., 24,7 % der BürgerInnen mit ausländischem Geburts-
land. 
Neben Deutschland und den weiteren europäischen Staaten, zäh-
len frühere BewohnerInnen aus der Türkei, dem ehemaligen Ju-
goslawien und sonstigen Staaten (inkl. Konventionsflüchtlinge) 
zu der benannten Gruppierung.  
2011 lag der Ausländeranteil bei 14,1 
Die unterschiedlichen Muttersprachen oder fehlende Sprach-
kenntnisse der MigrantInnen der 1. Generation, führen oftmals 
zur Bildung eigener Communitys und Abgrenzung aus der ge-
meinsamen Lebenswelt einer Gemeinde, mit all seinen diversen 
sozialen Themen. Besonders Frauen sind oftmals vom sozialen 
Leben ausgegrenzt.   
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Zielsetzung des Projektes –  Der Mehrheitsgesellschaft und Menschen mit Migrationshinter-
grund wird mittels der unterschiedlichen Aktivitäten in der Be-
zirkshauptstadt, ein öffentlicher Rahmen geboten, um sich auszu-
tauschen, näher kennenzulernen, eigene Sprachkenntnisse aufzu-
bessern und eine gemeinsame Sprache zu entwickeln.    
 

Abgrenzung -  Bei diesem Projekt handelt es sich um eine niederschwellige 
Vernetzungsmöglichkeit für BürgerInnen, sowie ein Sensibilisie-
rung zu den vielfältig gelebten Muttersprachen, welche in der 
Bezirkshauptstadt angewandt werden.  
 

Umsetzung –  
 

Das bereits seit Juni 2018 bestehende RIEDer FRAUENzimmer 
soll weiterhin umgesetzt werden.  
Um weiteren Frauen und Gruppierungen über diese Veranstal-
tung informieren zu können, sollen mehrsprachige Einladun-
gen/Flyer gedruckt und in der Stadt Ried aufgelegt werden.  
Ziel des RIEDer FRAUENzimmer - Moderierte Gesprächsrun-
den mit Vernetzungsmöglichkeit zu sozialen Einrichtungen und 
Organisationen.  
 
 
Abendveranstaltung im Bildungszentrum St. Franziskus am 27. 
Februar 2019.  
Titel: „ Durch´s reden kommen die Leute zusammen.“   
Ziel: Die unterschiedlich gesprochenen Sprachen in der Bezirks-
hauptstadt aufzuzeigen. Mittels moderierter Gesprächsrunden 
soll die Bedeutung und Aussagen rund um die jeweiligen Spra-
chen weitergegeben werden. Diese Sensibilisierung kann einen 
weiteren Schritt zur Einbindung in das soziale Leben bewirken. 
 
Weitere Kleinprojekte können sich im Rahmen der Konzeptaus-
arbeitung zum Förderantrag noch entwickeln und werden im Zu-
ge des Antrages mit der zuständigen Stadträtin Angelika Podgor-
schek abgeklärt.  
 

Kooperationen während des 
Projekts 

RIEDer FRAUENzimmer – PROGes, ReKI RI 
 
Abendveranstaltung – Regional Caritas,  
                                Treffpunkt der Frau, 
                                ReKI RI 
 
Konzepterstellung – ReKI RI 
 

Finanzielle Aufwände -  Laut den Richtlinien zur Förderung von Integrationsmaßnahmen 
in Oö. Gemeinden wird ein Konzept, sowie ein Förderantrag an 
das Land Oö./ ist Oö., über den ausgeschriebenen Förderbetrag 
von Euro 5.000 von der Stadtgemeinde Ried i.I. beantragt.  
 
Die Fördersumme wird spätestens drei Monate nach Ende der In-
tegrationsmaßnahme rückvergütet.  
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Siehe Förderantrag Land OÖ 
 

Meilensteine   Anfang Jänner- KW 3  
- Fertigstellung Konzept 
- Antrag an das Land Oö. 
- Ausarbeitung Flyer  
 

 RIEDer FRAUENzimmer –  
- Monatliche Treffen ab Februar 2019 
- Laufende Verteilung in der Stadtgemeinde/unterschiedlichen 

Settings 
 

 Abendveranstaltung –  
- Mittwoch 27. Februar 2019 
 

 
 
Es wird vorgeschlagen, den Antrag für das Integrationsprojekt 2019 zu stellen und bei 
100 %iger Förderfähigkeit das Konzept vorzufinanzieren.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Einreichung des Konzeptes an das Land OÖ und mit der 
Zwischenfinanzierung von 5.000 Euro durch die Stadtge-
meinde Ried im Innkreis unter der Voraussetzung der Zusage 
des Förderbetrages durch das Land– wie von der Berichter-
statterin vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zei-
chen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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7. Sportangelegenheiten 

7.1 Subventionen 
7.1.1 Messe Ried GmbH – Ansuchen um Subvention im Rahmen der Sport & Fun 2019 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Sportausschusses, 
Herrn Stadtrat Peter Stummer, um Berichterstattung: 
 
Dieser führt aus: 
 

„Für die Durchführung der Rad-Aktiv-Aktion ersucht die Messe Ried um Subvention in 
Höhe von € 5.000,00. In den letzten Jahren kamen € 1.500,00 aus dem Bereich Sport und 
€ 1.500,00 aus dem Bereich Umwelt. Laut Rücksprache mit Herrn Ing. Vötsch ist das 
auch heuer wieder möglich. 
 
 
Der Sportausschuss befürwortet in seiner Sitzung vom 19.11.2018 einstimmig die Sub-
vention für die Messe Ried GmbH für die Rad-Aktiv-Aktion im Rahmen der Sport & Fun 
2019 in Höhe von € 1.500,00 (weitere € 1.500,00 kommen aus dem Umweltbudget).  
 
Amtswegig wird ergänzt, dass sich die Messe gut entwickelt hat und der Ansatz seit Be-
ginn der Messe unverändert ist. Es wird eine Erhöhung um € 1.000,00 (€ 500,00 je 
Budget) angeregt.  
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat vor, 
der Messe Ried GmbH eine Subvention für die Rad-Aktiv-Aktion im Rahmen der Sport 
& Fun 2019 in Höhe von € 4.000,00 (€ 2.000,00 Sportbudget, € 2.000,00 Umweltbudget) 
zu gewähren.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Gewährung einer Subvention für die Rad-Aktiv-Aktion 
im Rahmen der Sport & Fun 2019 in Höhe von € 4.000,00 (€ 
2.000,00 Sportbudget, € 2.000,00 Umweltbudget) – wie vom 
Berichterstatter vorgetragen - einverstanden sind, wollen zum 
Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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7. Sportangelegenheiten 

7.1 Subventionen 
7.1.2 Damenbundesligamannschaft UTC Fischer Ried – Subventionsansuchen Reisekos-
ten 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Sportausschusses, 
Herrn Stadtrat Peter Stummer, um Berichterstattung: 
 
Dieser führt aus: 
 

„Der Obmann des UTC Fischer Ried, Herr Peter Hohla, ersucht mit Schreiben vom 
17.1.2018 um eine Subvention der anfallenden Reisekosten der Damenbundesligamann-
schaft in Höhe von € 1.500,00. Die Reisekosten (Nächtigung, Fahrtkosten, Tank- und 
Mautgebühren) betragen für das Jahr 2018 € 1.587,61.  
 
 
Der Sportausschuss befürwortet in seiner Sitzung vom 19.11.2018 einstimmig eine Sub-
vention der Reisekosten iHv € 1.500,00, solange die Mannschaft in der Bundesliga spielt. 
Eine Bedeckung ist nicht gegeben. 
 
Da die UTC für Tennisvereinsangelegenheiten bereits eine Subvention erhalten hat und 
mit dieser Subvention den Betrag von € 2.000,00 übersteigt, ist eine Beschlussfassung im 
Gemeinderat erforderlich. 
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat die 
Subvention der Reisekosten der Damenbundesligamannschaft iS Sportausschuss iHv € 
1.500,00 zur Beschlussfassung vor. Bedeckung: Verstärkungsmittel.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Gewährung einer Subvention der Reisekosten der Da-
menbundesligamannschaft iS Sportausschuss iHv € 1.500,00; 
Bedeckung: Verstärkungsmittel – wie vom Berichterstatter 
vorgetragen - einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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8. Wohnungsangelegenheiten 

8.1 Kautionszuschuss – Änderung der Richtlinien 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Wohnungsausschus-
ses, Herrn Stadtrat Ing. Michael Kirchmayr, um Berichterstattung: 
 
Dieser führt aus: 
 

„Bei der Evaluierung des Kautionszuschusses wurde festgestellt, dass es bei sehr vielen 
ansuchenden Personen daran scheitert, dass sie vorher noch nicht in Ried gewohnt haben. 
Als zweiter Punkt für die nicht Gewährung wurde die Überschreitung der Einkommens-
grenzen ausgemacht.  
Es sollte hier diskutiert werden, ob und welche Änderungen der Richtlinien an den Ge-
meinderat vorgeschlagen werden.  
 
 
Der Wohnungsausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 02.10.2018 einstimmig vor, dass 
folgende Änderungen an den Richtlinien des Kautionszuschusses durchgeführt werden 
sollen:  

 Streichung der HWS Pflicht vor Antragstellung; so können auch Neuzugezo-
gene ansuchen.  

 Es soll der Terminus „Baukostenzuschuss“ in den Richtlinien ergänzt werden 
um klarzustellen, dass eine Antragstellung auch hierfür zulässig ist.  

 Die Sperrfrist für erneute Antragstellung soll auf 3 Jahre reduziert werden, da 
die auch eine gängige Befristung von Mietverträgen ist.  

 Die Wortfolge „vergebührter Mietvertrag“ soll gestrichen werden, da es seit 
11.11.2017 keine Mietvertragsgebühr mehr gibt.  

 Aufgrund der DSGVO muss eine Einwilligung zur Datenverarbeitung und 
eventuellen Weitergabe für die Besorgung der Aufgaben aufgenommen wer-
den  

 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig die Änderung der 
Richtlinien des Kautionszuschusses dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vor.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Änderung der Richtlinien Kautionszuschuss – wie vom 
Berichterstatter vorgetragen - einverstanden sind, wollen zum 
Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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9. Kulturangelegenheiten 

9.1 Ehrungen 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Kulturausschusses, 
Herrn Vizebürgermeister Thomas Dim, um Berichterstattung. 
 
Dieser führt aus: 
 

„Bei der Sitzung des Stadtrates am 18. Oktober 2018 wurde bezüglich der Ehrung ausge-
schiedener Mandatare festgehalten, dass die Altersgrenze (diese wurde mit Beschluss des 
GR 8. Juli 2010 auf 55 Jahre festgelegt) für manche Mandatare (David Demiryürek) ein 
langes Hinausschieben bedeutet.  Es wurde festgelegt, dass sich der Kulturausschuss mit 
dieser Thematik befassen soll.  
 
Die Richtlinien für die Ehrung von Mandataren wurden zuletzt in der Sitzung des Ge-
meinderates vom 7. Juli 2010 wie folgt beschlossen: 

1. Für die Ehrung von Mandataren stehen Ehrenbürgerwürde, Ehrenring, Großes Eh-
renzeichen, Goldenes und Silbernes Ehrenzeichen zur Auswahl. 

2. Die Ehrenbürgerwürde ist für die Bürgermeister/Bürgermeisterinnen (länger als 
drei Jahre im Amt) und besonders verdiente Persönlichkeiten vorgesehen. 

3. Den Ehrenring erhalten Mandatarinnen/Mandatare, die mindestens 3 volle Perio-
den im Gemeinderat und davon 2 Perioden im Stadtrat absolviert haben und da-
von zumindest einige Jahre in der Funktion als Vizebürgermeis-
ter/Vizebürgermeisterin waren oder den langjährigen Vorsitz in einem Ausschuss 
nachweisen können. 

4. Für das Große Ehrenzeichen sind drei volle Gemeinderatsperioden erforderlich. 
Wenn dies nicht erreicht wird, müssen außerordentliche Leistungen vorliegen, 
zum Beispiel als Obmann/Obfrau in einem Ausschuss.  

5. Um das Goldene Ehrenzeichen (ersetzt mit Beschluss des Stadtrates vom 5. De-
zember 2002 die Ehrenurkunde) zu erhalten, muss eine Mandatarin / ein Mandatar 
mindestens zwei Perioden im Gemeinderat sein.  

6. Um das Silberne Ehrenzeichen zu erhalten muss eine Mandatarin / ein Mandatar 
mindestens eine Periode im Gemeinderat sein bzw. mindestens ein Jahr im Ge-
meinderat aber mit langen Ersatzzeiten und ordentliches Mitglied in einem Aus-
schuss sein.  

7. Die Altersgrenze wird mit 55 Jahren festgelegt. Ausnahmen bei berücksichti-
gungswürdigen Fällen sind möglich. 

8. Aktive Mandatare (solche die auf der Ersatzliste stehen und in Ausschüssen im 
weiteren Sinn tätig sind) werden (noch) nicht geehrt.  

 
 
Der Kulturausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 12.11.2018 einstimmig dem Stadtrat 
folgende Mandatare für eine Ehrung vor: 
David Demiryürek (geb. 1975; ausgeschieden 24. 2. 2012): Goldenes Ehrenzeichen (in 
diesem berücksichtigungswürdigen Fall soll von der Altersgrenze von 55 Jahren abgese-
hen werden). 
Clemens Mader (geb. 1967; ausgeschieden 20. 10. 2014): Goldenes Ehrenzeichen (in die-
sem berücksichtigungswürdigen Fall soll von der Altersgrenze von 55 Jahren abgesehen 
werden) 
Marianne Kraxberger (geb. 1962; ausgeschieden 2015): Silbernes Ehrenzeichen 
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Mag. Dr. Heinz Lughofer (geb. 1953; ausgeschieden 2015): Silbernes Ehrenzeichen. 
 
Mandatare, die weiterhin als Ersatzmitglied des Gemeinderates aufscheinen, sollen erst 
nach ihrem tatsächlichen Ausscheiden geehrt werden.  
 
Die bereits beschlossene Ehrung für Mag. Fritz Racher (Goldenes Ehrenzeichen) soll so 
bald als möglich (ev. gemeinsam mit den oben Genannten) überreicht werden. 
 
 
Der Stadtrat schlägt vor, dass trotz der noch nicht erreichten Altersgrenze und trotzdem er 
noch Ersatzmitglied des Gemeinderates ist, Herr Michael Steffan aufgrund seines Rück-
zuges aus der Politik, seiner Verdienste um die Stadt Ried, als langjähriges Mitglied des 
Stadtrates, einige Jahre davon als Vizebürgermeister, bereits jetzt mit dem Ehrenring der 
Stadt Ried ausgezeichnet werden soll. 
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat die 
Ehrungen zur Beschlussfassung vor.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Verleihung des Ehrenrings der Stadt Ried an Michael 
Steffan, des Goldenen Ehrenzeichens an David Demiryürek 
und Clemens Mader, des Silbernen Ehrenzeichens an Mari-
anne Kraxberger und Mag. Dr. Heinz Lughofer – wie vom 
Berichterstatter vorgetragen – einverstanden sind, wollen 
zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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9. Kulturangelegenheiten 

9.2 Subvention Konviktgemeinde St. Josef Ried 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Kulturausschusses, 
Herrn Vizebürgermeister Thomas Dim, um Berichterstattung. 
 
Dieser führt aus: 
 

„Im Namen der Konviktgemeinde St. Josef ersucht Herr Mag. Wiesner um eine Subven-
tion für die Aktivitäten der Konviktgemeinde in der Höhe von  
€ 3.500,00, da von der Diözese keine Unterstützung für die sonntäglichen Gottesdienste 
gewährt wird. (2017 € 3.500,00) 
 
 
Der Kulturausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 12.11.2018 einstimmig vor, dass der 
Konviktgemeinde Ried für das Jahr 2018 der Betrag von € 3.500,00 als Subvention ge-
währt werden soll. Der Betrag ist im Kulturbudget Ansatz 1/3900-7570 gedeckt.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
Gewährung der Subvention für die Konviktgemeinde für 
2018 iHv € 3.500,00 – wie vom Berichterstatter vorgetragen 
– einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung 
die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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10. Finanzangelegenheiten 

10.1 Gebühren, Gebührenordnung 2019 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Die folgenden Gebühren und privatrechtlichen Entgelte (Stand November 2018) gelten 
bis auf weiteres unverändert. Für die u.a. Positionen liegen allerdings Änderungsvor-
schläge für 2019 vor. (Alle Gebühren und Entgelte sind auf der Homepage der Stadtge-
meinde dargestellt). 
 

I. Hoheitliche Gebühren 
1. Abfallgebühren keine Änderung 
2. Grundsteuer A und B für Grundstücke keine Änderung 
3. Hundeabgabe keine Änderung 
4. Kanalgebühren  -------------------------------- 
4.1 Kanalanschlussgebühren Änderung ab 01.01.2019 
4.2 Kanalbenützungsgebühren Änderung ab 01.01.2019 
5. Kommunalsteuer keine Änderung 
6. Lustbarkeitsabgabe  keine Änderung 
7. Parkgebühren -------------------------------- 
7.1 Gebührenpflichtig (Parkplätze) keine Änderung 
7.2 Übertretungen keine Änderung 
8. Tourismusabgabe Änderung ab 01.01.2019 
9. Wassergebühren -------------------------------- 
9.1 Wasserleitungsanschlussgebühren Änderung ab 01.01.2019 
9.2 Wasserbezugsgebühr Änderung ab 01.07.2019 
9.3 Wasserzählergebühr Änderung ab 01.01.2019 

II. Privatrechtliche Entgelte 
1. Marktgebühren keine Änderung 
2. Bücherei keine Änderung 
3. Citybustarife Beschluss GR vom 24.10.2013 
4. Eissporthalle keine Änderung 
5. Badegebühren für Sport- und Schwimmbad keine Änderung 
6. Gebühren für Freizeitbad  Keine Änderung 
7. Freiwillige Feuerwehr Keine Änderung 
8. Friedhof- und Grabgebühren keine Änderung der bestehenden 

Gebühren – neue Gebühr für die 
Errichtung von Urnenstelen in 
Zweifachgrabstätten 

9. Internatsgebühren Änderung 18/19  
10. Kindergarten-, Hort- u. Tagesstättengebühren keine Änderung  
11. Kulturzentrum Landesmusikschule (Konvikt) keine Änderung  
12. Mahngebühr keine Änderung  
13. Schulliegenschaft – Benützungsgebühren Erlass d. Landes dzt. keine Änder. 
14. Sondergebrauchsgebühren keine Änderung 
14. Hausnummerntafeln 01.01.2019 
15. Sportzentrum – Benützungstarife Änderung nur Personalkosteners. 
16. Verleihgebühren keine Änderung  



19. GR vom 13.12.2018  76 
 

17. Volkskundehaus -------------------------------- 
17.1 Eintrittsgebühren Keine Änderung 
17.2 Saalmiete Sparkassenstadtsaal keine Änderung 

I. Hoheitliche Gebühren 
Alle hoheitlichen Gebühren, bei denen Änderungsvorschläge vorliegen, werden nachfolgend 

im Detail dargestellt. 
 

1. Abfallgebühren 

keine Änderung 
 

2. Grundsteuer A und B  

keine Änderung 
 

3. Hundeabgabe  
keine Änderung 
 

4. Kanalgebühren 
4.1. Kanalanschlussgebühren 
Gemäß Voranschlagserlass 2019 des Landes OÖ betragen die Mindestanschluss-
gebühren je Anschluss ab 01. Jänner 2019 für Abwasserentsorgungsanlagen   
€ 3.359,00 exkl. bzw. € 3.664,90 inkl. MwSt.. 
 
4.2. Kanalbenützungsgebühren 
Gemäß Voranschlagserlass 2019 des Landes OÖ betragen die Mindestkanalgebühren 
für 2019 € 3,83 pro m³ (exkl. MwSt.). 

  

5. Kommunalsteuer 
keine Änderung 
 

6. Lustbarkeitsabgabe 
keine Änderung 
 

7. Parkgebühren 

7.1. Gebührenpflichtige Parkplätze 

keine Änderung 

 

7.2. Übertretungen 

keine Änderung 
 

8.  Tourismusabgabe 

Mit 1.1.2019 wird die Ortstaxe von einer Gemeindeabgabe in eine Landesabgabe um-

gewandelt (§ 74 Abs. 1 des OÖ. Tourismusgesetz 2018),. Diese beträgt landesweit 

einheitlich zwei Euro. Von diesen zwei Euro verbleiben 5% bei der Gemeinde als 

Kostenbeitrag für die Einhebung. 
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9. Wassergebühren 
9.1. Wasserleitungsanschlussgebühren 
Gemäß Voranschlagserlass 2019 des Landes OÖ beträgt die Mindestanschlussgebühr 
für 2019 € 2.014,-  (exkl. MwSt.). Diese vom Land vorgeschriebene Mindestgebühr 
(exkl. MwSt.) ist gültig ab 1.1.2019.  
 
Von der Geschäftsführung der Energie Ried GmbH wurde mitgeteilt, dass an die vom 
Land vorgeschriebene Mindestanschlussgebühr angepasst wird. 
 
9.2. Wasserbezugsgebühr 
Gemäß Voranschlagserlass 2019 des Landes OÖ beträgt die Mindestbenützungs-
gebühr für 2019 € 1,56 (exkl. MwSt.). 
 
Von der Geschäftsführung der Energie Ried GmbH wurde mitgeteilt, dass an die vom 
Land vorgeschriebene Mindestanschlussgebühr angepasst wird. 
 
9.3. Wasserzählergebühr 
Weiters wurde die Gebühr für Wasserzähler (exkl. MwSt.) gültig ab 01.01.2019 mitge-
teilt: 

 
bis   4 m3/h   € 2,20 / Monat 
bis 10 m3/h   € 2,20 / Monat 
bis 30 m3/h   € 5,50 / Monat 

 
Laut Auskunft der Geschäftsführung der Energie Ried werden derzeit die Wasserzähler 
auf elektronische Zähler umgestellt. Nach der Umstellung wird bis 4 m3/h entfallen. 
 

II. Privatrechtliche Entgelte 
 

1. Marktgebühren 

keine Änderung 
 

2. Bücherei  

keine Änderung 
 

3. Citybus-Tarife 
Im Gemeinderat vom 24.10.2013 wurde mehrstimmig die volle Integration des 
Rieder Citybusses in den OÖVV  in zwei Schritten (Tariferhöhungen Jänner 
2014 und 2015; ab 2015 100 %ige Tarifanpassung an den Tarif OÖVV + Lü-
ckenschluss) beschlossen. Vom OÖV wurden folgende Tarifanpassungen mitge-
teilt (1.1.2019): 

 2018 2019 
Einzelfahrt Vollpreis 2,20 2,20 
6-Einzelfahrten Vollpreis 7,50 7,90 
Einzelfahrt ermäßigt 1,30 1,30 
Einzelfahrten Halbpreis 1,10 1,10 
6-Einzelfahrten ermäßigt 4,10 4,30 
Tageskarte Vollpreis 4,40 4,40 
Tageskarte ermäßigt 2,60 2,60 
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Tageskarte Halbpreis 2,20 2,20 
Wochenkarte 9,00 9,20 
Monatskarte 30,80 31,30 
Jahreskarte 297,00 302,00 
Schüler-/Lehrlingsticket 19,60 19,60 
Jugendticket-Netz 68,00 69,00 

 

4. Eissporthalle 
keine Änderung 

 

5. Badegebühren für Sport- und Schwimmbad (Freibad) 
keine Änderung 

 

6. Gebühren für Freizeitbad (Hallenbad) 
keine Änderung 
 

7. Freiwillige Feuerwehr 
keine Änderung 
 

8. Friedhofs- und Grabgebühren 
keine Änderung der bestehenden Gebühren 
Neue Gebühr für Errichtung von Urnenstelen in Zweifachgrabstätten – Vorschlag 
Stadtrat vom 13.09.2018: 
Derzeit gibt es keinen Verrechnungstarif, der das Aufstellen einer Stele bei einer 
erdbestatteten Urne ermöglicht. Es wird vorgeschlagen, dass anstelle von Doppel-
gräbern auch Stelen errichtet werden dürfen, da dann die Möglichkeit der Erdbe-
stattung weiterhin gegeben ist. Als Tarif für die Abrechnung der Erstvergabe für 10 
Jahre wird € 525,-- vorgeschlagen. Die Verlängerung um weitere 10 Jahre soll 
gleich wie bei einem Doppelgrab behandelt werden und derzeit € 448,-- kosten. 
 

 

9. Internatsgebühren 
 

Tarifhoheit des Heimbauvereines 2018/19 
Einbettzimmer (mit Verpflegung) 425,00 
Zweibettzimmer (mit Verpflegung) 402,00 
Einbettzimmer (mit Verpflegung) Be-
rufsschülerinnen pro Woche    115,00 
Zweitbettzimmer (mit Verpflegung) 
Berufsschülerinnen pro Woche    95,00 

Sonstiges   
Kaution 400,00 

 

10. Kindergarten-, Hort- und Tagesstättengebühren 

keine Änderung 
 

11. Kulturzentrum Landesmusikschule (Konvikt) 

keine Änderung  
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12. Mahngebühr 

keine Änderung 

 

13. Schulliegenschaft – Benützungsgebühren 

Der Erlass des Landes liegt noch nicht vor. 
 

14. Sondergebrauchsgebühren 

keine Änderung 

 

15. Hausnummerntafeln 
Im Stadtrat vom 4. Oktober 2018 wurde dieser Punkt behandelt: 
 
Nach Fertigstellung eines Bauvorhabens wird den Eigentümern für die neue Haus-
nummerntafel eine Gebühr in Höhe von € 32,56 per Mitteilung vorgeschrieben.  
 
Seit ca. 10 Jahren (genauer Zeitpunkt leider nicht mehr nachvollziehbar) ist diese 
Gebühr ständig gleich geblieben.  
Die emaillierten Hausnummerntafeln werden immer bei der Fa. Ing. Viktor Vadura, 
3434 Tulbing, bestellt. Seit 01.01.2018 gibt es eine neue Preisliste: 

 

- Stückpreis ab 01.01.2018  € 28,20  (2017 - € 26,90) 
- bei Abnahme ab 5 Stück  € 19,90  (2017 - € 18,90) 
 
Es wird vorgeschlagen, diese Gebühr in die Gebührenordnung der Stadtgemeinde 
unter den privatrechtlichen Entgelten aufzunehmen. 

 
Es ergeben sich nach dem VPI (Verbraucherpreisindex) und dem BKI (Baukosten-
index) folgende Berechnungen: 
 
Der VPI 2005 hat sich von Jänner 2010 bis August 2018 um 17,8 % verändert. 
Ausgehend von einem Betrag in der Höhe von € 32,56 von Jänner 2010 beträgt die-
ser im August 2018 € 38,36. 
 
Der BKI hat sich von Jänner 2010 bis August 2018 um 20,1 % verändert. Ausge-
hend von einem Betrag in der Höhe von € 32,56 von Jänner 2010 beträgt dieser im 
August 2018 € 39,10.  
 
Es wird vorgeschlagen, den Baukostenindex (BKI) als Grundlage für die Berech-
nung der neuen Gebühr zu verwenden.  
 
Der Bauausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 25. September 2018 einstimmig 
vor,  den BKI als Berechnungsgrundlage für die neue Gebühr zu verwenden.  
Die Gebühr für Hausnummerntafeln in Höhe von € 39,10 soll unter den privatrecht-
lichen Entgelten in die allgemeine Gebührenordnung aufgenommen werden.  

 
Antrag: 
Höhe Gebühr Hausnummerntafel (€ 39,10) genehmigt. Dem Gemeinderat wird die 
Aufnahme in die allgemeine Gebührenordnung iS Bauausschuss (BKI-gebunden) 
genehmigt.  
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Beschluss: 
Vollinhaltlich im Sinne des Antrages. 
 
Abstimmung: 
Einstimmig. 

 
 

16. Sportzentrum – Benützungstarife 

Änderung lediglich bei den Personalkostenersätzen 

 

17. Verleihgebühren 

keine Änderung 
 

18. Volkskundehaus 
18.1 Eintrittsgebühren 
keine Änderung 
18.2 Saalmiete Sparkassenstadtsaal 
keine Änderung 

 
Der Finanzausschuss nimmt in seiner Sitzung vom 26.11.2018 einstimmig die Vorschlä-
ge der Gebühren 2019 (inklusive der beiliegenden Verordnungen: Kanalanschlussbei-
tragsordnung 2019, Kanalbenützungsgebührenordnung 2019, Wasserleitungsanschluss-
beitrags- und Wassergebührenordnung 2019, zur Kenntnis und schlägt vor, die Änderun-
gen der Gebühren im Gemeinderat zu beschließen.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g  1: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
den Gebühren 2019 – wie vom Berichterstatter vorgetragen – 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

A n t r a g  2: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Kanalbenützungsgebührenordnung – wie vom Berichter-
statter vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen 
der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

A n t r a g  3: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Kanalanschlussbeitragsordnung – wie vom Berichterstat-
ter vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 
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Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 

A n t r a g  4: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Wasserleitungsanschlussbeitrags- und Wassergebühren-
ordnung – wie vom Berichterstatter vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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10. Finanzangelegenheiten 

10.2 Voranschlag 2019 
10.2.1 Voranschlag Stadtgemeinde (inkl. Städt. Bestattung 
10.2.2 Mittelfristige Finanzplanung 
10.2.3 Kassenkredit 
10.2.4 Darlehensaufnahmen 
10.2.5 Genehmigung des Dienstpostenplanes 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Der Entwurf des Voranschlages 2019 wurde den Mitgliedern des Finanzausschusses und 
den Fraktionsobleuten am 22. November 2018 zugestellt.  
 
10.2.1 Voranschlag Stadtgemeinde (inkl. Städt. Bestattung) 
 
Ordentlicher Haushalt  
Summe der Gesamteinnahmen    € 38.249.800,-- 
Summe der Gesamtausgaben inkl. Betriebe  € 38.249.800,-- 
 
Außerordentlicher Haushalt 
Summe der Gesamteinnahmen    €   9.681.100,-- 
Summe der Gesamtausgaben    €   9.681.100,-- 
Sollüberschuss      €                 0,-- 
 
 
Städtische Bestattung     €           3.600,-- 
 
 
10.2.2 Mittelfristige Finanzplanung 
Gemäß dem Öst. Stabilitätspakt 2012 haben Bund, Länder und Gemeinden ihre mittelfris-
tige Finanzplanung für den Zeitraum Voranschlag plus vier Folgejahre zu erstellen.  
 
Der MFP ist zugleich mit dem Voranschlagsentwurf 2019 dem Gemeinderat zur allfälli-
gen Anpassung an geänderte Verhältnisse und zur Fortführung für die Jahre 2019 bis 
2023 vorzulegen. Der vom Gemeinderat beschlossene MFP ist der Aufsichtsbehörde ge-
meinsam mit dem Voranschlag für das Finanzjahr 2018 vorzulegen: 
 
Gliederung des mittelfristigen Finanzplanes 2019 - 2023: 
Freie Budgetspitze      MFP Seite   4 
Vergleich Maastricht Ergebnis     MFP Seite 45 
Gesamtübersicht Ordentlicher Haushalt    MFP Seite 52 
Gesamtübersicht Außerordentlicher Haushalt   MFP Seite 54 
 
Gemäß Richtlinien zur Gewährung von Gemeindebedarfszuweisungen („Gemeindefinan-
zierung NEU“) sind geplante Vorhaben in den Voranschlag bzw. mittelfristigen Finanz-
plan (MFP) darzustellen. Im Voranschlag bzw. MFP sind die Prioritätenreihung der Vor-
haben und der Nachweis der verfügbaren Eigenmittel abzubilden. Die Projektfinanzie-
rungen sind anhand der Projektförderquoten nach den Richtlinien der „Gemeindefinan-
zierung Neu“ und den Eigenmittelanteilen darzustellen. 
 



19. GR vom 13.12.2018  83 
 

Gesamtübersicht geplanter Vorhaben (Prioritätenliste) für die Gewährung von Bedarfs-
zuweisungsmittel: 
 

 
 
10.2.3 Kassenkredit 
Im Rahmen des Voranschlages ist es auch notwendig, den Beschluss über die Aufnahme 
des Kassenkredites zu fassen.  
 
Von der Finanzverwaltung wird vorgeschlagen, analog den Vorjahren den Kassenkredit 
laut OÖ. Gemeindeordnung 1990 § 83 festzusetzen (1/6 der Einnahmen des ordentlichen 
Haushaltes) 
 
Einnahmen ordentl. Haushalt  € 38.249.800,-- 
1/6    =  €   6.375.000,-- 
 
10.2.4 Darlehensaufnahmen  
in Höhe von € 3.612.000,- 
(Barvorlage für Zwischenfinanzierung Fördermittel Freizeitbad: € 2.100.000,--, Wirt-
schaftshof: € 1.221.700,-, Kanalbau € 290.300,-) 
 
10.2.5 Genehmigung des Dienstpostenplanes 
Der Dienstpostenplan wurde den Mitgliedern des Finanzausschusses und den Frakti-
onsobleuten als Bestandteil des Voranschlages am 22. November 2018 zugestellt.“  
 
 
Bürgermeister Albert Ortig bedankt sich bei Mag. Georg Mattes und seinem Team der 
 Finanzverwaltung für die hervorragende Arbeit. Im Besonderen zeichnet sich Mag. 
 Mattes durch die ganzheitliche Betrachtung der Finanzierungen und dem Achten auf 
 die Solidität der Finanzgebarung der Stadt aus. 
 

Vorhaben 2019 Priorität

Krabbelstube (2. Bauabschnitt) 471.800 1

Generationenpark 378.000 2
Optimierung Radwegnetz Stadtregionale Strategie
(Anteil Stadtgemeinde)

322.300 3

Informations- und Leitsystem Stadtregionale Strategie
(Projektführerschaft Stadtgemeinde)

197.000 4

Begleitmaßnahmen Radmobilität
(Anteil Stadtgemeinde)

32.400 5

Projekt Stadtregionale Strategie 929.700

2020

Tank 1 (Ersatzbeschaffung) 350.000 6

2022

 Drehleiter (Ersatzbeschaffung) 850.000 7
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Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 
A n t r a g  1: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
dem Voranschlag 2019 (ordentlicher Haushalt, außerordentli-
cher Haushalt, Städt. Bestattung)  – wie vom Berichterstatter 
vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 

A n t r a g  2: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Mittelfristigen Finanzplanung – wie vom Berichterstatter 
vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 
 

A n t r a g  3: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
dem Kassenkredit – wie vom Berichterstatter vorgetragen – 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 
 

A n t r a g  4: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
den Darlehensaufnahmen – wie vom Berichterstatter vorge-
tragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zu-
stimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

 

A n t r a g  5: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
dem Dienstpostenplan – wie vom Berichterstatter vorgetra-
gen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustim-
mung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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10. Finanzangelegenheiten 

10.3 Subvention – Bezirkslandjugend Ried i. I. – Rieder Faschingsumzug 2019 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Mit E-Mail vom 08.11.2018 ersucht die Bezirkslandjugend um Unterstützung des Fa-
schingsumzuges 2019 wie folgt:  
 
Mein Name ist Marlene Hangler und ich bin derzeit die Leiterin des Bezirksvorstandes 
der Landjugend Ried i. I. 
Vielleicht kennen Sie unsere Jugendorganisation ja bereits von einer unserer zahlreichen 
Aktionen im Bezirk Ried, allem voran dem überaus erfolgreichen Rieder Faschingsumzug 
2017!? 
  
Und da bin ich auch schon beim Thema: Wir, das momentan 11-köpfige Vorstandsteam 
der Bezirkslandjugend, möchten gerne auch 2019 wieder einen Rieder Faschingsumzug, 
gemeinsam mit unseren 20 Ortsgruppen aus dem ganzen Bezirk, organisieren und durch-
führen. 
  
Daher nun auch meine Anfrage nach finanzieller Unterstützung seitens der Stadt Ried i. 
I., um gleich auf den Punkt zu kommen. 
  
Gemeinsam mit der ARGE Stadtmarketing Ried konnten wir uns bereits auf einen mögli-
chen Termin am Sonntag, 24.02.2019 einigen. 
Zusätzlich wurde uns auch schon eine finanzielle Unterstützung seitens AR-
GE Stadtmarketing von € 2.000,-- zugesichert. 
  
Lt. Informationen der ARGE Stadtmarketing beliefen sich die Kosten im Jahr 2017 aber 
insgesamt auf € 4.000,-- (div. Bauhof-Leistungen z.B. Einsatz der Kehrmaschinen nach 
dem Umzug, Ansuchen bei BH, Feuerwehr-Lotsendienst, Unterstützung durch Hr. Stefan 
Schmid…), welche gemeinsam von der Stadt Ried und der ARGE Stadtmarketing getra-
gen wurden. 
  
Die Kosten für Werbung, evtl. Aftershowparty mit Wagenprämierung, Show und Unter-
haltungsprogramm am Hauptplatz (Technik etc.) wurden 2017 von der Landjugend Be-
zirk Ried i. I. getragen. Eine Übernahme dieser Kosten unsererseits sollte auch 2019 
durch die Einholung div. Sponsoren wieder möglich sein. 
  
Unser Ziel war es bereits 2017 – und wird es auch 2019 wieder sein – vor allem die Rie-
der Innenstadt zu beleben. Zusätzlich wollen wir wieder gemeinsam mit unseren 20 
Ortsgruppen ein tolles Projekt auf die Beine stellen und für Brauchtumspflege im Bezirk 
Ried sorgen. 
  
Da wir als Landjugend ein gemeinnütziger Verein sind, welcher ehrenamtlich geführt 
wird und nicht gewinnorientiert arbeitet, ist es für uns nicht möglich eine Veranstaltung 
dieser Größenordnung ohne dementsprechende (finanzielle) Unterstützung durchzufüh-
ren. Aus diesem Grund hoffen wir wieder auf (finanzielle) Unterstützung Ihrerseits. 
   
Ich freue mich bald von Ihnen zu hören! 
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Gerne können Sie mich auch jederzeit telefonisch unter der Nummer 0664/1456002 er-
reichen. 
  
 Mit freundlichen Grüßen 
 Marlene Hangler 
für die Bezirkslandjugend Ried i. I 
  
Beim Faschingsumzug im Februar 2017 hat die Stadtgemeinde Ried Bauhofleistungen 
iHv € 3.352,40 (excl. MwSt.)  und Feuerwehrleistungen iHv € 1.504,00 erbracht.   
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 19.10.2017 mehrstimmig beschlossen, diese 
Kosten iHv € 4.856,40 dem Stadtmarketing gesondert zu vergüten, da die Veranstaltung 
von der Landjugend durchgeführt wurde und nicht auf das Kontingent des Stadtmarketing 
angerechnet werden kann.  
 
 
Der Finanzausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 26.11.2018 einstimmig vor, da das 
Stadtmarketing € 2.000,-- übernimmt, dass die Stadtgemeinde für den Fasching 2019 den 
restlichen Betrag iHv € 2.856,40 übernehmen soll (Deckelung). 
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 dem Gemeinderat einstimmig die 
Übernahme des restlichen Betrages iHv € 2.856,40 (Deckelung) für den Fasching 2019 
zur Beschlussfassung vor.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Übernahme des Betrages iHv € 2.856,40 (Deckelung) für 
den Fasching 2019 – wie vom Berichterstatter vorgetragen – 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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10. Finanzangelegenheiten 

10.4 Freiwillige Feuerwehr – Reparatur „Oldtimer Max“ 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Von der Freiweilligen Feuerwehr der Stadt Ried i. I. ist nachstehendes Ansuchen vom 
29.10.2018 eingelangt: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Da unser allseits beliebter und über die Landesgrenzen hinaus bekannter Feuerwehrold-
timer „MAX“ (Baujahr 1931) derzeit an einem kapitalen Motorschaden laboriert, fallen 
für dessen Reparatur für unsere Feuerwehr immense Kosten an. Zusätzlich zum Ausbau 
und der Fehlersuche beim kaputten Motor (€ 4.000,- wurden bereits von der FF Ried be-
zahlt) fallen lt. Angebot der Fa. Hoffmann ca. € 26.000,- für die Reparatur des Motors 
und weitere € 2.000,- für den Wiedereinbau an.  
 
Wir bitten Sie daher um finanzielle Unterstützung für die Instandsetzung dieses Fahrzeu-
ges, das unserer Meinung nach nicht nur für die Freiwillige Feuerwehr Ried, sondern 
auch für die Stadtgemeinde Ried einen großen ideellen Mehrwert bietet. Nicht selten 
wurden unsere Kameraden bei diversen Veranstaltungen im In- und Ausland von begeis-
terten Menschen fotografiert, zu unserem außergewöhnlich gut erhaltenen Fahrzeug be-
glückwünscht und über unsere Heimat, die Stadtgemeinde Ried i. I., befragt. 
 
Mit der Bitte um wohlwollende Behandlung unseres Problems verbleibe ich mit freundli-
chen Grüßen. 
Josef Leherbauer  
Kommandant 
 
Der Finanzausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 26.11.2018 einstimmig vor, dass die 
Stadtgemeinde 50 % der Instandsetzungskosten (= € 14.000,--) übernehmen soll (Bede-
ckung Feuerwehrrücklage). 
 
Der Stadtrat folgt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig diesem Beschluss. Dem 
Gemeinderat wird vorgeschlagen, dass die Stadtgemeinde 50 % der Instandsetzungskos-
ten (= € 14.000,--) übernehmen soll (Bedeckung Feuerwehrrücklage).“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die damit 
einverstanden sind, dass die Stadtgemeinde 50 % der Instand-
setzungskosten (= € 14.000,--) übernimmt (Bedeckung Feu-
erwehrrücklage) – wie vom Berichterstatter vorgetragen – 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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10. Finanzangelegenheiten 

10.5 Pachtangelegenheit Frau Thumser 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Frau Thumser sprach beim Bürgermeister am 16.10.2018 in Angelegenheiten  
Bodenwertabgabe, Grundsteuer und allfällige Pachtzinsanhebung 
Thumser-Parkplatz, Grundstücke 563 und 561/2 sowie .518/1, vor. 
 
Frau Thumser erhält neben dem Pachtentgelt auch die Grundsteuer pauschaliert auf Basis 
der Werte zum Zeitpunkt des Abschluss des Pachtvertrages ersetzt. 
 
Da sich aufgrund steuerlicher Grundsätze die Gebührenwerte für den Parkplatz geändert 
haben, schlägt der Stadtrat in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig vor, die Pau-
schalierung an die tatsächlichen Steuersätze anzupassen und rückwirkend auf 2016 zu er-
setzen (Bodenwertabgabe 2016/2017 747 Euro und Differenz Grundsteuer 
2016/2017/2018 993,69 Euro).“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der jährlichen Anpassung und Ersatz Bodenwertabgabe für 
2016/2017 € 747,00 und Grundsteuerdifferenz 
2016/2017/2018 € 993,69 – wie vom Berichterstatter vorge-
tragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zu-
stimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 

  



19. GR vom 13.12.2018  89 
 

10. Finanzangelegenheiten 

10.6 Energie Ried GmbH - Stromlieferungsübereinkommen 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Mit Schreiben vom 25.10.2018 teilte die Energie GesmbH mit, dass es aufgrund der ak-
tuellen Entwicklung der Großhandelspreise für elektrische Energie nicht mehr möglich 
ist, den derzeit bestehenden Energieliefervertrag fortzusetzen. 
Gleichzeitig wird ein neues Stromlieferungsübereinkommen für eine Vertragslaufzeit 
vom 1. Jänner 2019 bis 31. Dezember 2019 übermittelt. Der Energiepreis beträgt € 59,25 
/ MWh netto. (Energiepreis € 45,30 / MWh v. 1.1.2018 – 31.12.2018) 
Das Stromlieferungsübereinkommen wurde geprüft und der Energiepreis als angemessen 
erachtet.  
 
Das Stromlieferungsübereinkommen liegt dem Protokoll bei. 
 
 
Der Stadtrat schlägt in seiner Sitzung vom 04.12.2018 einstimmig dem Gemeinderat das 
Stromlieferungsübereinkommen zur Beschlussfassung vor.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
dem Stromlieferungsübereinkommen – wie vom Berichter-
statter vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zeichen 
der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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10. Finanzangelegenheiten 

10.7 Ausschreibung Vergabe Darlehen Freizeitbad 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Zur Ausfinanzierung des Bauvorhabens „Neubau des Hallenbades “ ist gemäß dem Fi-
nanzierungsplan des Landes OÖ (IKD-2013-339822/17-Kep vom 18. Jänner 2016) die 
Aufnahme eines Darlehens vorgesehen. 
 
Gemäß Mitteilung Erlass des Landes (IKD-2017-294676/42-Sto) gilt gem. § 9 Abs. 1 Z 
15 BVergG 2018 das Bundesvergabegesetz nicht für Aufträge über Kredite und Darle-
hen. Gemäß der Mitteilung haben Gemeinden mindestens 3 Angebote (darunter auch 
nicht ortsansässige Banken) einzuholen. 
 
Zur Anbotslegung für die Aufnahme eines Darlehens für das Vorhaben „Freizeitbad Neu“ 
wurden zehn Banken (Sparkasse Ried-Haag, BAWAG-PSK, Bank Austria/Unicredit-
Group, Raiffeisenbank Ried, VKB Ried, Oberbank Ried, Volksbank Oberösterreich, Hy-
po OÖ, Hypo NÖ und Sparkasse OÖ) eingeladen: 
 
Darlehenshöhe:    €  2.600.000,-- 
 
Laufzeit:   15 Jahre 
 
Kondition:   Variante 1:  
6-Monats-Euribor Basiswert   – 0,25100% (30.11.2018) 
zuzüglich eines Zuschlages von  …………% 
ergibt einen Zinssatz von  …………% 
 
    Variante 2: 
Als Alternative kann für die gesamte Laufzeit (15 Jahre) ein fixer Zinssatz angeboten 
werden. 
 
Ergebnis:  
Variante 1:  
 

  
6-M-EB 
 

Aufschlag 
 

Zinssatz 
 

Rang 
 

BAWAG/PSK 0,000 0,400 0,400 1 
Bank Austria / 
Unicredit 0,000 0,440 0,440 2 
Hypo NÖ 0,000 0,510 0,510 3 
Sparkasse OÖ 0,000 0,590 0,590 4 
Hypo OÖ 0,000 0,610 0,610 5 
Raiffeisenbank 
Ried -0,251 0,890 0,639 6 
Volksbank OÖ 0,000 0,640 0,640 7 
Sparkasse Ried-
Haag 0,000 0,823 0,823 8 
VKB Ried 0,000 1,000 1,000 9 
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Mit Ausnahme der Raiffeisenbank Ried wurde eine Zinsuntergrenze von 0,000% von den 
Banken angeboten. 
 
   Nicht angeboten: 
   Oberbank Ried 
 
Variante 2:  
 

  
Fix- 
Zinssatz 

Rang 
 

Bank Austria / 
Unicredit 1,310 1 
BAWAG/PSK 1,350 2 
Hypo NÖ 1,354 3 
Volksbank OÖ 1,370 4 

 
Nicht angeboten: 
Oberbank Ried, Hypo OÖ Raiffeisenbank Ried,  
Volksbank OÖ, Sparkasse-Ried-Haag, VKB Ried 
     
 
Da derzeit noch sehr günstige variable Zinssätze angeboten werden, wird von der Finanz-
verwaltung die Variante 1 (6-Monats-Euribor) vorgeschlagen. 
 
Bestbieter ist BAWAG/PSK zu folgenden Konditionen: 
 
Darlehen :  Darlehen Hallenbad Neu 
Darlehensbetrag : €  2.600.000,-- 
Laufzeit:   15 Jahre, Zuzählung Dezember 2018  
Zinssatz:   0,40% (6-M-Euribor + 0,40% Aufschlag, Zinsuntergrenze 0).“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Darlehensaufnahme Hallenbad NEU beim Bestbieter, das 
ist die BAWAG/PSK zu o.a. Konditionen – wie vom Bericht-
erstatter vorgetragen – einverstanden sind, wollen zum Zei-
chen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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10. Finanzangelegenheiten 

10.8 Volkskundehaus – Bedeckung Sanierungsaufträge 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Die Aufträge für den Fenstertausch, die Spenglerarbeiten und die Fassadensanierung 
beim Volkskundehaus wurden in der Sitzung des Stadtrates vom 04.12.2018 bzw. in der 
heutigen Sitzung des Gemeinderates (Gewerk Tischler) genehmigt: Tischlerei Winkler 
mit einer Auftragssumme von € 157.868,94 exkl. MwSt., Firma ORTIG Dach & Wand 
GmbH mit einer Auftragssumme von € 3.663,90 exkl. MwSt. und Firma Blindeneder 
Mitterbucher GmbH mit einer Auftragssumme von € 49.777,51 exkl. MwSt.  
Die Bedeckung soll aus der Museumsrücklage erfolgen.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Bedeckung der Sanierungsaufträge aus der Museums-
rücklage – wie vom Berichterstatter vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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11. Freizeitbad 

11.1 Pre-Opening-Kosten 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Die Pre-Opening-Kosten wurden mit rund 472.000 Euro budgetiert. Im Rahmen von 
Vorlaufarbeiten wurden laufend bereits Leistungen beauftragt und vergeben. Dies betrifft 
insbesondere Personalkosten, investive Güter, wie Reinigungsmaschinen, Dienstleistun-
gen, erforderliche Materialien und auch Anschaffungen nach der Inbetriebnahme. 
 
Die endgültige Abrechnung iHv € 396.292,62 liegt dem Gemeinderat (als Beilage) zur 
Beschlussfassung vor.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der endgültigen Abrechnung der Pre-Opening-Kosten iHv € 
396.292,62   – wie vom Berichterstatter vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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11. Freizeitbad 

11.2 Mitteilung Auftragsvergaben 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 15. September 2015 die Vergabebeschlüsse 
des Freizeitbadneubaus an den Stadtrat delegiert. Über diese Vergabebeschlüsse ist zu be-
richten. 
 
In der Sitzung des Stadtrates vom 18. Oktober 2018 und 04. Dezember 2018 wurden 
nachstehende Auftragsvergaben genehmigt: 
 

Gewerk Firma Gesamtpreis € 
exkl. MwSt.  

Umbau Rückführung Tauch-
becken 

Atzwanger GmbH, Fürbergstraße 27, 
5020 Salzburg 

8.537,49 

Reparatur Steuerung Pump-
werk 

Doma Elektro Engineering GmbH, 
Roith 7, 4921 Hohenzell 

 
935,03 

Computerklebeschrift, Effekt-
folie, Digitaldruck 

Bernard GmbH, Hannesgrub Süd 19, 
4911 Tumeltsham 

 
267,00 

Türen umbauen Auböck GmbH, Kirchengasse 15a, 
4910 Ried i.I. 

 
1.143,63 

Computerklebeschrift, Digi-
taldruck, Schild beschriften 

Bernard GmbH, Hannesgrub Süd 19, 
4911 Tumeltsham 

 
410,00 

Computerklebeschrift, UV-
Druck Aufkleber 

Bernard GmbH, Hannesgrub Süd 19, 
4911 Tumeltsham 

 
120,00 

Tasko Server 500 Erfas-
sungspunkte, Tasko Mobile 
Lizenz f. 5 Endgeräte 

Donau Data Engineering, Marie-
Curie-Str. 1, 26129 Olden-
burg/Deutschland 

 
 

4.800,00 
Trainingsuhr Sport Thieme, Deggendorfstr. 5, 

4030 Linz 
623,33 

Sichtschutz TECHquadrat, Carl-Auer-von-
Welsbach-Str. 21, 4614 Marchtrenk 

 
5.977,48 

 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die den 
Bericht über die Auftragsvergaben – wie vom Berichterstatter 
vorgetragen – zur Kenntnis nehmen, wollen zum Zeichen der 
Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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12. Internat der Stadt Ried (Heimbauverein) 

12.1 Vertragsangelegenheiten 
 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde abgesetzt. 
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13. Personalangelegenheiten 

13.1 Auflassung Dienstposten VB II/p4 (GD 18.2) Klärfacharbeiter 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht den Obmann des Personalbeirates, 
Herrn Gemeinderat Mag. Josef Wimmer, um Berichterstattung. 
 
Dieser führt aus: 
 

„Aufgrund der Pensionierung eines Klärfacharbeiters mit 31.07.2019 erfolgt die Nachbe-
setzung direkt durch den Reinhaltungsverband. Der Dienstposten ist daher aufzulassen.“  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Auflassung des Dienstpostens VB II/p4 (GD 18.2) 
Klärfacharbeiter – wie vom Berichterstatter vorgetragen - 
einverstanden sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die 
Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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14. Prüfbericht 

14.1 Prüfbericht des Prüfungsausschusses 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Prüfungsausschusses, 
Frau Gemeinderätin Ingrid Oberwagner MEd, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Nachstehend der Prüfbericht des Prüfungsausschusses, der die Feststellungen und Emp-
fehlungen der 17. Sitzung des Prüfungsausschusses umfasst.  
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Gemäß § 11 Abs. 2 Geschäftsordnung Prüfungsausschuss zum Prüfbericht, der die 
Feststellungen der 17. Sitzung des Prüfungsausschusses vom 05.11.2018 umfasst, 
liegt folgende schriftliche Stellungnahme des Bürgermeisters vor: 
 
Zur Frage der derzeitigen Gaskosten für das Freibad wird darauf hingewiesen, dass diese 
ausschließlich die Kosten für die Beheizung des Kleinkinderbeckens sind. 
Derzeit erfolgt die Beheizung der großen Becken (Schwimm- und Familienbecken) aus-
schließlich solar. Das heißt, durch die Solartherme, die auf dem Dach des Freibadgebäu-
des montiert ist und durch die direkte Sonneneinstrahlung. 
 
Aufgrund der Überlegungen der Beheizung durch das Fernwärmenetz wäre ab dem ersten 
Badetag bis zum Abschluss der Badesaison eine entsprechende Wassertemperatur sicher-
zustellen, was durch die Solaranlage allein nicht gewährleistet werden kann, da diese wit-
terungsabhängig ist.  
Bei dieser Vergleichsrechnung ist dann insbesondere auch das Alter der vorhandenen So-
laranlage zu berücksichtigen, die in nächster Zeit ebenfalls einer Erneuerung bedarf. 
 
Es wird angeregt, diese Kosten bei einer Gesamtüberlegung miteinfließen zu lassen. 
 
Zur Frage Photovoltaikanlage Neubau Wirtschaftshof: 
Es wird festgestellt, dass diese ursprünglich in den Planungsüberlegungen beinhaltet war, 
aber aus Kostengründen – aufgrund des vom Land vorgegebenen Kostenrahmens – ge-
strichen werden musste.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die den 
Prüfbericht des Prüfungsausschusses und die schriftliche 
Stellungnahme des Bürgermeisters – wie von der Berichter-
statterin vorgetragen – zur Kenntnis nehmen, wollen zum 
Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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15. Mitteilungen 

15.1 Nachtragsvoranschlag 2018 – Prüfungsbericht BH Ried i. I. 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 

 
„Der vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 18. Oktober 2018 beschlossene Nachtrags-
voranschlag für das Finanzjahr 2018 wurde im Sinne der Bestimmungen des § 99 Abs. 2 
Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF einer Prüfung unterzogen.  
 
Der übermittelte Prüfungsbericht liegt in der Sitzung des Gemeinderates auf und ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Originalverhandlungsschrift.“ 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die den 
Prüfungsbericht Nachtragsvoranschlag 2018 der BH Ried i. I. 
– wie vom Berichterstatter vorgetragen – zur Kenntnis neh-
men, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erhe-
ben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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15. Mitteilungen 

15.2 Wirtschaftshof Neubau - Auftragsvergaben 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 

 
„Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 14. Dezember 2017 die Vergabebeschlüsse 
des Wirtschaftshof-Neubaus an den Stadtrat delegiert. Über diese Vergabebeschlüsse ist 
zu berichten. 
 
In der Sitzung des Stadtrates vom 18. Oktober 2018 und 04. Dezember 2018 wurden 
nachstehende Auftragsvergaben genehmigt: 
 

Bezeichnung 
Beauftragtes  

Unternehmen 

Kosten lt. Angebot  

(geprüft) netto 
Gartengestaltung  Fa. Großbötzl € 55.884,70  

Schließanlage  Fa. Auböck € 2.747,69 

Einrichtung des Lagers und 
der Werkstätten an die mit 
einer Bruttosumme von 

Fa. Meta Lagertechnik 

GmbH 
€ 44.650,00 

Sanitärtrennwände und 
Spinde  

Fa. DORMA Hüppe 
GmbH 

€ 17.591,50 

Kabelanschluss und Netz-
bereitstellungsentgelt an die 
mit einer Bruttosumme von 
€ 17.993,88 

Energie Ried GmbH € 14.994,9 

Erdgasanschluss  Energie Ried GmbH € 1.733,30. 

 
  
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die die 
Auftragsvergaben Neubau Wirtschaftshof – wie vom Be-
richterstatter vorgetragen – zur Kenntnis nehmen, wollen 
zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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15. Mitteilungen 

15.3 Information Gründung Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverband im 
Bezirk Ried im Innkreis 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 

 
„Bei der Bürgermeisterkonferenz am 17. Oktober 2018 und bei der Amtsleiterkonferenz 
am 15. November 2018 wurde das Projekt Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverband 
im Bezirk Ried im Innkreis vorgestellt. 
Aufgrund der zentralen Lage von der Stadt Ried im Innkreis und der Tatsache, dass klei-
nere Verbände aufgrund weniger Verfahren keine zusätzlichen Personaleinheiten vom 
Land genehmigt bekommen, hat man sich auf einen Verband im Bezirk mit Sitz Stadt-
gemeinde Ried im Innkreis entschieden. 
Die Erhebung bei den Bezirksgemeinden, ob Interesse zum Beitritt besteht oder nicht lau-
fen gerade. Es wurde ein Folder inkl. Erhebungsblatt an die Gemeinden verteilt. Das Er-
hebungsblatt ist bis 21. Dezember 2018 beim Kollegen Amtsleiter Peter Mittmannsgru-
ber, Ort im Innkreis, abzugeben. 
Der Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverband Ried im Innkreis soll mit 01. Jänner 
2020 starten. 
In der Bürgermeisterkonferenz, bei der der Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverband 
eingefordert wurde, als auch in der Amtsleiterkonferenz waren die Reaktionen auf diesen 
Verband durchwegs positiv. Aufgrund der Rückmeldungen wird man dann sehen, wie 
viele Personaleinheiten nach Prüfung des Landes über den Standesamtsverband finanziert 
werden dürfen. Grundsätzlich sollen die Bediensteten über die Stadtgemeinde Ried im 
Innkreis eingestellt werden und auch im Stadtamt tätig sein, wobei diese Tätigkeiten vom 
Verband über Beiträge aus den teilnehmenden Gemeinden finanziert werden. Bei Teil-
nahme aller Gemeinden des Rieder Bezirks ist von maximal zwei zusätzlichen Mitarbei-
ter/-innen auszugehen. Diese Arbeitsplätze sind bereits im Rahmen des Umbaus und der 
Strukturierung des Rathauses im Budget vorgesehen. Mit der Verlegung der Feuerpolizei 
in den Städt. Wirtschaftshof ab der Jahreshälfte 2019 wird der erforderliche Platz frei. 
Offen ist auch noch, wie weit Lagerräumlichkeiten für die Standesamtsarchive, die dann 
ebenfalls ins Rathaus kommen, geschaffen werden (ev. Adaptierung Taitl-Haus). Hier 
sind aufgrund der Verbandstätigkeit höhere Förderungen des Landes zu erwarten. 
Für die Bürger der Bezirks Ried im Innkreis bringt es den Vorteil, dass die Standesamts- 
und Staatsbürgerschaftsangelegenheiten kompetent im Hintergrund erarbeitet werden und 
trotzdem nach wie vor, sofern in den Gemeinden Standesamts-Bedienstete vorhanden 
sind, Urkunden ausgedruckt werden können und geheiratet werden kann. 
Für die Stadt Ried hat es den Vorteil, dass die Kompetenz für bisher kostenlose Beratun-
gen von Gemeinden mitfinanziert wird und in einer öffentlichen Einrichtung in der In-
nenstadt gebündelt wird.  
 
Über die weitere Entwicklung des Projektes wird je nach Fortschreiten in einer der nächs-
ten Sitzungen informiert. Ein bindender Beschluss wird im Gemeinderat vom März zu 
fassen sein.“ 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 
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A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die den 
Bericht über die Gründung eines Standesamts- und Staats-
bürgerschaftsverbandes im Bezirk Ried im Innkreis – wie 
vom Berichterstatter vorgetragen – zur Kenntnis nehmen, 
wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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16. Allfälliges - Dringlichkeitsanträge gemäß § 46 (3) der OÖ GemO 1990 

16.1 Genehmigung Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4/119 und Bebauungs-
planänderung Nr. 2/241 – Fußweg Finkenweg, Parz. 1048/1 
 
Gemeinderat Klaus Sattel verlässt bei diesem Tagesordnungspunkt die Sitzung. 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt im Bereich der Parzelle 1048/4 den Flächen-
widmungs- und Bebauungsplan zu ändern.  
 
Zur Gewährleistung der verkehrstechnischen Erreichbarkeit und Anbindung der Parzelle 
1048/1 an das örtliche Straßennetz, wird der Fußweg auf einer Teilfläche der Parzelle 
1048/4 im Bereich Parzelle 1048/1 Richtung Osten bis zur Anbindung an den Finkenweg 
aufgelassen und als Verkehrsfläche für den motorisierten Verkehr gewidmet. 
 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. 
 
Nach Diskussion im Bauausschuss hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
18.10.2018 die Einleitung der Bebauungsplanänderung beschlossen. 
 
Die diesbezüglichen Verständigungen der im Raumordnungsgesetz vorgesehenen Ämter, 
Behörden und Interessensvertretungen, mit der Aufforderung zur Stellungnahme, ist am 
31.10.2018 erfolgt. Weiters wurden auch die Eigentümer jener Grundstücke, an deren 
Bebaubarkeit sich Änderungen ergeben haben, am 31.10.2018 verständigt. 
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endete mit 30.11.2018 (Anrainer) bzw. endet 
mit 28.12.2018 (Behörden). 
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
Energie Ried – Kein Einwand 
Wirtschaftskammer Oberösterreich – Kein Einwand 
Land Oberösterreich, UA. Örtliche Raumordnung – Kein Einwand 
 
Dem Gemeinderat wird die Genehmigung der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanän-
derung wie vorgetragen zur Beschlussfassung vorgeschlagen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 
4/119 und Bebauungsplanänderung Nr. 2/241 – wie von der 
Berichterstatterin vorgetragen – einverstanden sind, wollen 
zum Zeichen der Zustimmung die Hand erheben. 
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Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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16. Allfälliges - Dringlichkeitsanträge gemäß § 46 (3) der OÖ GemO 1990 

16.2 Genehmigung Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4/121 – Hofer, Goe-
thestraße 
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Albert Ortig, ersucht die Obfrau des Bau- und Planungsaus-
schusses, Frau Stadträtin Dr.in Claudia Schoßleitner, um Berichterstattung. 
 
Diese führt aus: 
 

„Die Stadtgemeinde Ried i./I. beabsichtigt im Bereich der Parzelle 674/5 den Flächen-
widmungsplan zu ändern.  
 
Die rechtsgültige maximale Verkaufsfläche von 1.000 m² der bestehenden Geschäftsflä-
che (G) auf der Parzelle 674/5 soll um 500 m² erweitert werden, um die Standortsiche-
rung bzw. den Ausbau des bestehenden Lebensmittelmarktes gewährleisten zu können.  
Im Zuge des gegenständlichen Verfahrens wird ein Index zur Widmung (G) laut § 24 
Abs. 3 Oö. ROG zur Festlegung des Höchstausmaßes der Gesamtverkaufsfläche einge-
führt: Index 8 „Hofer Goethestraße mit 1.500 m² GVF“. 
Die Änderung entspricht den Zielen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. 
 
Nach Diskussion im Bauausschuss hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
18.10.2018 die Einleitung der Flächenwidmungsplanänderung beschlossen. 
 
Die diesbezüglichen Verständigungen der im Raumordnungsgesetz vorgesehenen Ämter, 
Behörden und Interessensvertretungen, mit der Aufforderung zur Stellungnahme, sind am 
31.10.2018 erfolgt. Weiters wurden auch die Eigentümer jener Grundstücke, an deren 
Bebaubarkeit sich Änderungen ergeben haben, am 31.10.2018 verständigt. 
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endete mit 30.11.2018 bzw. endet am 
28.12.2018.  
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
Energie Ried – Kein Einwand 
Land Oberösterreich, UA. Örtliche Raumordnung – Kein Einwand 
 
Dem Gemeinderat wird die Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung wie vorge-
tragen zur Beschlussfassung vorgeschlagen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 
4/121 – wie von der Berichterstatterin vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 
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Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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16. Allfälliges - Dringlichkeitsanträge gemäß § 46 (3) der OÖ GemO 1990 

16.3 Subvention RIKI Rieder Kinder & Jugend Schutz Haus 
 
Der Vorsitzende und Obmann des Finanzausschusses, Bürgermeister Albert Ortig, führt aus: 
 

„Diese Angelegenheit wurde in der Sitzung des Sozialausschusses vom 12. März 2018 
vorbehandelt und in der Sitzung des Stadtrates vom 15.03.2018 dem Finanzausschuss zur 
Klärung einer möglichen Bedeckung im Jahr 2018 zugewiesen.  
 
Das RIKI Rieder Kinder & Jugend Schutz Haus ersucht mit Schreiben vom 11.01.2018 
um Gewährung einer finanziellen Unterstützung in der Höhe von 7.000 Euro (keine Be-
deckung). 
Die Mitglieder des Sozialausschusses befürworten eine Subvention für RIKI. Jedoch auf-
grund der fehlenden Bedeckung der Subvention für das Jahr 2018 schlägt der Sozialaus-
schuss nach eingehender Beratung einstimmig in seiner Sitzung vom 12. März 2018 vor, 
dass der Stadtrat dieses Ansuchen an den Finanzausschuss zur Klärung einer möglichen 
Bedeckung im Jahr 2018 weiterleiten soll. 
 
Der Finanzausschuss schlägt in seiner Sitzung vom 11. Juni 2018 einstimmig vor, die be-
antragte Subvention iHv 7.000 Euro in fünf Tranchen auszuzahlen (je 1.400 Euro in den 
Jahren 2018, 2019, 2020, 2021 und 2022). 
 
Nachdem sich eine Zusammenlegung der beiden Einrichtungen RIKI und Kinderschutz-
zentrum mit einer Mietzahlung durch die Stadtgemeinde Ried i. I. aufgrund der zeitlichen 
Bedürfnisse zerschlagen hat, wird vorgeschlagen, iS des Finanzausschusses die Subventi-
on zu beschließen.“ 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet hierüber die Debatte. 
Da keine Wortmeldung erfolgt, stellt er folgenden 

 
 

A n t r a g: 
Diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die mit 
der Auszahlung der Subvention iHv 7.000 Euro in fünf Tran-
chen (je 1.400 Euro in den Jahren 2018, 2019, 2020, 2021 
und 2022) – wie vom Berichterstatter vorgetragen – einver-
standen sind, wollen zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
erheben. 

Die Abstimmung ergibt die ein- 
stimmige Annahme des Antrages. 
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Ende der Sitzung:  20:33   Uhr 
 

Der Leiter des Stadtamtes:  Der Vorsitzende: 
   
   
 
 

  

Ing. MMag. Peter Eckkrammer   Albert Ortig 
Stadtamtsdirektor  Bürgermeister 

   
   
   
   

Für die ÖVP: Für die FPÖ: Für die SPÖ: 
   
   
 
 

  

Barbara Koller Mag. Ernst Reiter Sabine Steffan 
Fraktionsobfrau Fraktionsobmann Fraktionsobfrau 

   
  

 
 

Für die GRÜNEN:  Für die NEOS: 
 
 
 
 
 

Ingrid Oberwagner, M.Ed. 
Fraktionsobfrau 

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

Günter Kitzmüller 
Fraktionsobmann 

F.d.R.d.A.   
Die Schriftführerin:  

 
 

   
   

Sabine Haury 
Gemeindebedienstete 

  

 


